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Grußwort
Gleichberechtigung–
Nicht nur eineFragederGerechtigkeit



Ich bin kein passionierter Schachspieler, aber dass ein
Gambit mit der Aufopferung einer (niedrigen) Figur zu-
gunsten einer Vormachtstellung zu tun hat, wusste ich
noch. Bei einem Damengambit profitiert die Dame als vor-
herrschende Figur. So musste es ja gerechterweise kom-
men, nachdem es – im übertragenden Sinne – viel zu lange
vor allem Königsgambite gab. Ganz abgesehen von der
Überzeugung, dass es in der Politik doch auch ohne Bau-
ernopfer vonstattengehen sollte.

Nun also die Damen am Zug. Und das ist nur recht und
billig. Wenn ein Anteil von über 50 Prozent der Bevölke-
rung in der Politik nicht ausreichend repräsentiert ist, ist
das kein Problem einer Minderheit. Oder vielleicht doch
insofern, dass sich die „Minderheit“ der Männer daran ge-
wöhnen sollte, Macht und Einfluss auch gerecht zu teilen.
Und vor allem sollte es auch dazu führen, dass die (manch-
mal nur mentalen, manchmal sehr pragmatischen) Hin-
derungsgründe für eine gleichberechtigte Teilhabe am po-
litischen Leben beseitigt werden. Das alles ist kein Selbst-
zweck, sondern ich bin davon überzeugt, dass dies, neben
dem Gerechtigkeitsaspekt, den politischen Prozessen
durchaus gut tun kann.

Die Friedrich-Ebert-Stiftung MV unterstützt diese Studie
und ermöglicht ihr Erscheinen in der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben in der politischen Bildung und aus voller Über-
zeugung als der Sozialdemokratie nahestehender Bil-
dungsträger. Die Soziale Demokratie war stets Vorreiterin
für Geschlechtergerechtigkeit. Das gilt etwa für die Ein-
führung des Frauenwahlrechts (1919) oder für die in der
Verfassung verankerte Gleichberechtigung von Mann und

Frau. Dieses politische Vermächtnis prägt unser Selbstver-
ständnis. Unsere Überzeugung ist: Ohne Geschlechterge-
rechtigkeit gibt es keine soziale Gerechtigkeit und keine
lebendige, starke Demokratie. *

Nicht zuletzt wollen wir der Bitte gerecht werden, die im
aktuellen Koalitionsvertrag der Landesregierung MV for-
muliert ist, nämlich Impulsgeberin dafür zu sein, dass
„mehr Menschen, insbesondere Frauen, für ein ehrenamt-
liches kommunalpolitisches Engagement gewonnen wer-
den.“ ** Was kann besser dafür sein als eine aufklärende,
aufschlussreiche und zudem sehr gut lesbare Bestandsauf-
nahme, die am Ende nicht nur Hinweise für politisches
Handeln gibt, sondern auch persönliches „Empower-
ment“ unterstützt. Lassen Sie sich ermutigen.

Die Studie ist selbstredend nicht nur eine Publikation für
Frauen, gerade nicht. Sie gibt Aufschluss über Repräsenta-
tionsdefizite und ist ein interessanter Einblick in die politi-
schen Abläufe im Land. Ich danke Dr. Ludmila Lutz-Auras
und Dr. Dennis Bastian Rudolf für das Vertrauen, sich die
Friedrich-Ebert-Stiftung als Partnerin für das Projekt ge-
sucht zu haben. Auch gilt mein Dank Mattes Heyde und
Bettina Lorenz für die allgemeine Unterstützung der Au-
tor:innen, Dr. Kristin Nölting für das Lektorat und einmal
mehr Martin Zenker für die sehr schöne Gestaltung.

Allen Leserinnen und Lesern wünsche ich eine berei-
chernde Lektüre.

Frederic Werner
Leiter des LandesbürosMVder Friedrich-Ebert-Stiftung,
November 2022

* Siehe auch „GeschlechterpolitischeLeitlinien der Friedrich-Ebert-Stiftung“, www.fes.de/stiftung/leitbild

** SPDMV;DIELINKEMV (2021): Aufbruch2030. Verantwortung für heute undmorgen, S. 64.

http://www.fes.de/stiftung/leitbild
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In der 2020 ausgestrahlten Serie „Das Damengambit“,
einer Adaption des 1983 veröffentlichten Romans „The
Queen's Gambit“ von Walter Tevis, wächst Elizabeth
„Beth“ Harmon in den 1950er Jahren als Waise in einem
Kinderheim in Kentucky auf. Dem bedrückenden Gefühl
alleine in der Welt zu sein, entflieht die Achtjährige mit
den vom Heim ausgegebenen Beruhigungspillen. Erst als
der Hausmeister Mr. Shaibel zufällig ihr Talent für das

Schachspiel entdeckt, registriert auch Beth ihre Liebe zu
diesem strategischen Brettspiel und kann an nichts Ande-
res mehr denken als an Bauern, Springer, Läufer, Türme
sowie König und Dame. Sie nimmt sich vor, in diesem von
Männer dominierten Sport den Weltmeister:innentitel
zu erlangen. Letztendlich erweist sich das Mädchen als
wahres Schachgenie, gewinnt Turnier um Turnier, spielt
bereits mit 16 gegen Männer und schließlich gegen die

Intro
„Miss Harmon, was sagen Sie den Leuten im

Schachverband, die behaupten, Sie seien zu

glamourös für einen ernsthaften Schachspieler?“

Das Damengambit | Netflix-Serie Staffel 1 Episode 6 / 2020.

Beth: „Ich würde sagen, Schach zu spielen ist

viel einfacher ohne die Bürde eines Adamsapfels.“
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Besten der Besten, um die US-Meisterschaft. Ihre durch
Taktik und Raffinesse erschaffene Karriereleiter führt sie
zwar steil nach oben, mit jedem weiteren Schritt droht je-
doch der Abgrund von medikamentöser Sucht und Selbst-
zerstörung, welcher sie auch als Erwachsene ständig be-
gleitet.

Der Titel des legendären Buchs und der von großem Erfolg
gekrönten Serie erschließt sich aus dieser kurzen Inhalts-
angabe jedoch auch den Kenner:innen des Spiels nicht
unmittelbar, weshalb eine kurze Erläuterung des Begriffs
notwendig erscheint: In der Schachtheorie beschreibt das
Damengambit eine Eröffnungsidee, in welcher ein eigener
Bauer der gegnerischen Seite als Opfer angeboten wird, um
dieser, im etymologischen Sinne, ein Bein zu stellen (aus
der italienischen Ableitung; dare il gambetto). Im Ver-
ständnis eines Null-Summen-Spiels – oder weiter und mar-
tialischer gefasst, von Schach als Metapher für Politik,
Konflikt oder Krieg (der Systeme) – erscheinen Opfer dem-
nach manchmal unvermeidlich, um langfristig das Blatt
zu den eigenen Gunsten zu wenden. Demokratische Poli-
tik will jedoch gerade, um im Bild zu bleiben, ein Schema
von Freund und Feind überwinden. Freie und gleiche Bür-
ger:innen verhandeln ihre unterschiedlichen Interessen
demnach im politischen Wettbewerb (von Parteien), bes-
tenfalls um das bessere Argument. Mit Blick auf die Reprä-
sentation von Frauen in der Politik bleibt hier jedoch nach
wie vor die Frage offen, inwiefern nicht allein das Gesetz
die Chancengleichheit garantiert, sondern Frauen tat-
sächlich gleichberechtigt am politischen Meinungsbil-
dungs- und Entscheidungsprozess partizipieren bzw. was
nötig wäre, um dies zu gewährleisten.

Die Studie „Politisches Damengambit. Eine Krise der Re-
präsentation in MV?“ möchte daher exemplarisch am bis-
her kaum erforschten Fall des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern untersuchen, wie der Stand der Repräsentation
von Frauen in der Landespolitik ist.1 Zu diesem Zweck wur-
den umfangreiche qualitative Interviews mit 25 Mandats-
trägerinnen und allen Fraktionsvorsitzenden der in den
Landtag gewählten Parteien geführt, um Ursachen für die
Unterrepräsentation sowie fördernde und hemmende
Faktoren des Einstiegs in die Politik zu verifizieren und die
besondere Rolle der einzelnen Parteien bei der Durchset-
zung der geschlechtsspezifischen Gleichstellung zu eruie-
ren. Im Mittelpunkt der Untersuchungen stehen dabei fol-
gende Fragen:

■ Welchen Stellenwert nimmt die Gleichstellung der
Geschlechter innerhalb der einzelnen Parteien Meck-
lenburg-Vorpommerns ein?

■ Inwiefern spiegelt sich dieser in den Ergebnissen der
Bundes- und Landtagswahlen seit 1990 wider?

■ Warum halten Parlamentarierinnen die Unterreprä-
sentation von Frauen in der Politik überhaupt für
problematisch? Welche Gründe und Argumentatio-
nen dafür und dagegen werden angeführt?

■ Welche subjektiven Ursachen erkennen die Mandats-
trägerinnen für die anhaltende Unterrepräsentation?
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■ Welche Maßnahmen und Handlungsempfehlungen
für Politik, Parteien und Politiker:innen leiten sie aus
ihren persönlichen Erfahrungen ab, um dieser zu be-
gegnen bzw. das generelle Engagement von Frauen in
der Politik zu stärken?

So vielfältig die Gründe und Erklärungsmodelle für die
Unterrepräsentation von Frauen auf verschiedenen politi-
schen Vertretungsebenen ausfallen, so divers erscheinen
auch die Lösungsvorschlä-
ge, die von wissenschaftli-
cher Seite vorgebracht wer-
den, um eine bessere Re-
präsentation von Frauen
zu erreichen. Um zu klä-
ren, ob im Landtag Meck-
lenburg-Vorpommerns
tatsächlich ein Bauernop-
fer notwendig ist, um die
Dame(n) in eine stärkere
Position zu bringen, schla-
gen die Verfasser:innen ei-
nen anderen Weg ein: Mit Verweis auf die zu berücksichti-
genden Lebenswelten von Frauen wurden sowohl die Pro-
blemlage als auch Maßnahmen und Handlungsanleitun-
gen über die Betroffenen selbst generiert.

Diesem Zweck dienend fand, im Rahmen semistrukturier-
ter Leitfadeninterviews, ein Austausch mit gewählten Ver-
treterinnen des achten Landtages Mecklenburg-Vorpom-

merns zu ihren Wahrnehmungen von Unterrepräsentati-
on als Problem, deren Ursachen sowie präferierten Maß-
nahmen und Zielen statt. Mittels dieser Studie wollen die
Verfasser:innen den weiblichen Abgeordneten eine ange-
messene Stimme verleihen. Die Erhebung startete im No-
vember 2021 und ging über einen Zeitraum von vier Mo-
naten. Zunächst werden in der Studie sowohl die histori-
sche Entwicklung und Trends des Repräsentationsdefizits
als auch demografische, strukturelle sowie kulturelle Rah-

menbedingungen illus-
triert. Anschließend be-
schreiben die Autor:innen
die Ausgangslage für das
aktuelle Schweriner Parla-
ment, die Parteienland-
schaft sowie die jeweiligen
Programme in Bezug auf
das Ringen um Gleichbe-
rechtigung. Darauf folgt
eine allgemeine Einfüh-
rung in das Forschungsde-
sign der Studie, abgelöst

von der Auswertung der persönlich geführten Interviews
hinsichtlich Ursachen und Problemwahrnehmung der
Unterrepräsentation. Die Endbetrachtungen artikulieren
die Handlungsempfehlungen hinsichtlich des Abbaus der
bestehenden Unterrepräsentation von Frauen sowohl mit
Blick auf einen Einstieg und die Förderung in der Politik
als auch die Verbesserung der Attraktivität politischen En-
gagements.

Die Unterrepräsentation von Frauen empfinde ich

als Problem, weil Teams, in denen viele Frauen

oder eben mehr Frauen sind, leistungsorientierter

miteinander zusammenarbeiten.

Elisabeth Aßmann, SPD





PolitischesDamengambit. EineKrise derRepräsentation inMV?12 |

1 RepräsentationvonFrauen inder
Politik – keinGlück, keineZufälle

„Ich wollte die Gleichstellung als imperativen Auftrag an
den Gesetzgeber verstanden wissen. Ich hatte nicht ge-
glaubt, daß 1948/1949 noch über die Gleichberechtigung
überhaupt diskutiert werden müßte und ganz erheblicher
Widerstand zu überwinden war!“,2 so charakterisierte Eli-
sabeth Selbert (1896-1986), Politikerin, Juristin und eine
der vier „Mütter des Grundgesetzes“, in späteren Jahren
die Debatte um die rechtliche Verankerung der Gleichstel-
lung der Geschlechter. Seit 18. Januar 1949 heißt es im Ar-
tikel 3 der deutschen Verfassung: „(1) Alle Menschen sind
vor dem Gesetz gleich.“3 Erst 1992 verabschiedete die „Ge-
meinsame Verfassungskommission von Bundestag und
Bundesrat“, unter der Beteiligung der Frauenöffentlich-
keit, eine Ergänzung des Gleichberechtigungsartikels, wel-
che das ursprüngliche Anliegen nachschärfte: „(2) Män-
ner und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die
tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von

Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung beste-
hender Nachteile hin. (3) Niemand darf wegen seines Ge-
schlechts, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Spra-
che, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner
religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt
oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behin-
derung benachteiligt werden.“4 Was für die Lesenden zu-
nächst belanglos klingen mag, beinhaltet juristisch eine
wichtige Klarstellung. Es bedeutet, dass sich die Förderung
von Frauen und Etablierung von Quoten zweifelslos mit
dem Grundgesetz vereinbaren lassen, wobei der Staat die
Pflicht einer aktiven Umsetzung der geschlechtlichen
Gleichberechtigung übernimmt. Diesen Sachverhalt
greift auch die im Jahr 1993 verabschiedete Verfassung des
Landes Mecklenburg-Vorpommern auf, deren Artikel 13
folgenden Inhalt aufweist: „Die Förderung der tatsächli-
chen Gleichstellung von Frauen und Männern ist Aufgabe

Gleichstellung:GesetzlicheSpiel- undAufstellungsregeln
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des Landes, der Gemeinden und Kreise sowie der anderen
Träger der öffentlichen Verwaltung. Dies gilt insbesondere
für die Besetzung von öffentlich-rechtlichen Beratungs-
und Beschlussorganen.“5

Diese Rechtsauffassung basiert auf der Annahme, dass es
sich bei der Gleichberechtigung von Frau und Mann um
ein universelles Menschenrecht handelt, welches bei-
spielsweise die im Dezember 1948 von der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen verkündete Allgemei-
ne Erklärung der Menschenrechte unmissverständlich be-
tont:

„[...] da die Völker der Vereinten Nationen in der Charta
ihren Glauben an die grundlegenden Menschenrechte, an
die Würde und den Wert der menschlichen Person und an
die Gleichberechtigung von Mann und Frau erneut be-
kräftigt und beschlossen haben, den sozialen Fortschritt
und bessere Lebensbedingungen in größerer Freiheit zu
fördern [...].“6

Da die Empfehlungen, Verordnungen und Gesetzesakte
der Europäischen Union für alle in ihr vereinten National-
staaten von Relevanz sind, muss die Haltung dieses supra-
nationalen Bündnisses ebenfalls eine Berücksichtigung
finden. So zählt die „Gleichstellung von Männern und
Frauen“, welche die Verträge von Maastricht 1992 und
Amsterdam 1997 als „grundlegende Werte“ deklarieren, zu
den elementaren Zielen der Union. In dem seitens der Eu-
ropäischen Kommission formulierten Papier „Eine Union
der Gleichheit: Strategie für die Gleichstellung der Ge-
schlechter 2020–2025“ heißt es: „Es ist Aufgabe der Union,

bei all ihren in den Verträgen vorgesehenen Tätigkeiten
die Gleichstellung von Frauen und Männern zu fördern.
Die Gleichstellung der Geschlechter ist ein Grundwert der
EU, ein Grundrecht und ein Grundprinzip der europäi-
schen Säule sozialer Rechte. Sie spiegelt wider, wer wir
sind. Und sie ist eine wichtige Voraussetzung für eine in-
novative, wettbewerbsfähige und florierende europäische
Wirtschaft. In der Wirtschaft, in der Politik und in der
Gesellschaft als Ganzes können wir unser volles Potenzial
nur entfalten, wenn wir unsere Kompetenzen und Vielfalt
vollumfänglich zum Einsatz bringen.“7

In der Konsequenz der international geltenden Überzeu-
gungen und Rechtsauffassung müssen Staat und Politik
für die Gleichstellung von Männern und Frauen sorgen,
dabei eine nachhaltige Behebung von jeglichen Diskrimi-
nierungspraktiken im privaten, ökonomischen und ge-
sellschaftlichen Umfeld beachtend. Der Implementierung
und Kontrolle einer adäquaten Frauenförderung widmen
sich institutionelle Gleichstellungseinheiten auf allen
Ebenen des Regierungshandelns – in Bund, Ländern und
Gemeinden. Als Kompass dient der strategische Ansatz des
Gender Mainstreamings, der bei sämtlichen Entscheidun-
gen die unterschiedlichen Auswirkungen auf die Lebens-
wirklichkeit aller Geschlechter präventiv zu berücksichti-
gen gebietet. Das Konzept etablierten 1995 die Teilneh-
menden der UN-Weltfrauenkonferenz in Peking als inter-
nationales Leitbild für Geschlechtergerechtigkeit. Durch
den Vertrag von Amsterdam im Jahr 1999 erhielt Gender
Mainstreaming eine verbindliche Gültigkeit innerhalb der
Europäischen Union, was für alle Mitglieder der Erteilung
eines konkreten Umsetzungsauftrags gleichkam.



Gerade in der Politik bleiben jedoch, trotz des formellen
Bekenntnisses, die männlichen Abgeordneten seit über
drei Jahrzehnten in den Landesparlamenten der Bundesre-
publik Deutschland noch vielfach unter sich: Nach der
Bundestagswahl 1972 machten Frauen lediglich fünf Pro-
zent der Abgeordneten aus, auf Länderebene waren es zu
jenem Zeitpunkt etwa doppelt so viele. Seit den 1980er
und 1990er Jahren bis in die frühen 2000er erhöhte sich
der Anteil der Parlamentarierinnen, insbesondere auf-
grund der partiellen Einführung innerparteilicher Quo-
ten, auf rund 30 Prozent.8 Durchaus lässt sich hier dem-
nach eine Reihe positiver Ergebnisse konstatieren: Frauen
sitzen im Bundestag, in den Landtagen, in den Gemeinde-
und Stadträten sowie in zahlreichen anderen, relevante
Entscheidungen treffenden, Gremien. Seit 1993 amtieren
auch Ministerpräsidentinnen, seit 2005 erstmals auch
eine Bundeskanzlerin, derweil Ministerinnen, Staatssekre-
tärinnen und Staatsrätinnen oft keine explizite öffentliche

Erwähnung mehr erfahren, da dies als Selbstverständlich-
keit begriffen wird. Auch die Leitung großer Bundesminis-
terien, an deren Spitze sich traditionell Männer befanden,
wie dem der Verteidigung oder Justiz, durch weibliche
Politikerinnen erscheint als völlig „normal“.

Allerdings stagniert diese positive Entwicklung seit unge-
fähr 2015, wobei die Zahl der Frauen je nach Bundesland
und Gebiet grundsätzlich niedriger als der Männeranteil
ausfällt oder sogar rückläufige Tendenzen aufweist. Auch
wenn der Frauenanteil nach den Wahlen 2021 leicht stieg
– von knapp 31 Prozent im Jahr 2017 auf 34,7 Prozent –
steht die Behauptung der Frauenanteil im Bundestag und
in den Landtagen werde langsam, aber doch stetig immer
weiter ansteigen, auf wackeligen Füßen. Nach der Land-
tagswahl in MV lag der durchschnittliche Frauenanteil in
den deutschen Landesparlamenten bei lediglich 31,8 Pro-
zent. Von den sechzehn Bundesländern konnten lediglich

RepräsentativeDemokratie imSpannungsverhältnis von
RepräsentationundDemokratie

In ihrerWahrnehmungalsVarianteneinunddesselbenParadigmaswirdeinehegemonialeEinheitsvorstel-

lungpolitischerOrdnungenheutevielfachaufdenBegriffder liberal-repräsentativenDemokratiegebracht.

Diese heute „übliche Form der Demokratie, in welcher das Volk nicht direkt die Herrschaft ausübt [...],

sondern mittels repräsentativer Organe, die es verfassungsgemäß in allgemeinen Wahlen bestellt und

erneuert“,10 stellt jedoch weniger ein normatives Ideal dar als ein Funktionserfordernis moderner politi-

scher Systeme oder Polyarchien.11Mit Blick auf ausbleibende Partizipationsansprüche weist Hanna F.

Pitkindeshalbzurechtdaraufhin, dassRepräsentationundDemokratienichtnatürlichmiteinander verbun-

den sind. Die Begriffe besitzen vielmehr unterschiedliche und konfligierende Ursprünge, weshalb sie des-

halb geradeaktuell in einemspannungsreichenund schwierigenVerhältnis stehen.12DieFragewasReprä-

sentation ist undwelchenEigenwert sie für demokratischesRegierenbesitzt,mussdemnachnicht nur von

derWissenschaft, sondern vonPolitiker:innen undWähler:innen immerwieder neubeantwortetwerden.
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Das hier exemplarisch aufgegriffene Ringen um Gleichbe-
rechtigung verweist jedoch nicht nur auf Fragen nach ge-
sellschaftlicher Anerkennung, sondern auf die Einlösung
demokratischer Versprechen bezüglich der gleichberech-
tigten Teilhabe an politischen Prozessen und Entschei-
dungen sowie einer entsprechenden Repräsentation in-
nerhalb des politischen Systems. Die Einsicht, dass reprä-
sentative Demokratien ihrem normativen Ideal in dieser
Hinsicht nur bedingt gerecht werden, ergibt sich jedoch
nicht allein aus einer partiellen Gegenwartsdiagnose; bei-
spielsweise der Unterrepräsentation von Frauen oder an-
deren marginalisierten Gruppen. Vielmehr verweist eine
explizite „Dauerkrise der Repräsentation“,13 auf eine für
selbstverständlich gehaltene, jedoch komplexe Verbin-
dung von Repräsentation und Demokratie. Verstehen wir

Repräsentation lediglich als institutionelle Voraussetzung
eines jeden modernen demokratischen System, welches
im politischen Willensbildungs- und Aushandlungspro-
zess zwischen den Parteien auf durch Wahlen legitimierte
Repräsentant:innen angewiesen ist, wird das Konzept un-
zulässig verkürzt. In einem umfassenderen Verständnis
lässt es sich gerade nicht auf einen rein formalistischen
Antriebsstoff reduzieren, der interinstitutionelle Dynami-
ken legitimiert. Was kann Repräsentation dann überhaupt
bedeuten? Welche Ziele und Ansprüche verfolgt sie? Was
sind ihre normativen bzw. institutionellen Bedingungen?
Welche möglichen Formen, Funktionen und Praktiken
bestehen? Und warum fühlen sich heute viele Bürger:in-
nen nicht (mehr) adäquat repräsentiert?

DerUnterrepräsentanzvonFrauenaufdemokratietheoretischerSpur

die drei Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg sowie
das Saarland einen Anteil vom mehr als 35 Prozent nach-
weisen. In weiteren sechs Parlamenten lag der Prozentsatz
weiblicher Mandatsträgerinnen zwischen 30 und 35 Pro-
zent; darunter nunmehr auch MV. Die restlichen sechs
Parlamente verzeichneten weiterhin einen Frauenanteil
von weniger als 30 Prozent.9 Von der Verfestigung des

Gleichberechtigungsartikels im Grundgesetz bis zur Wahl
der ersten Ministerpräsidentin in Schleswig-Holstein dau-
erte es 44 Jahre. Noch nie übernahm eine Frau die Aufgabe
der Bundespräsidentin. Und auf Bundesebene verharren
weitere „harte“ Ressorts wie Finanzen nach wie vor aus-
schließlich in männlicher Verantwortung.
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Ein historischer Zugang zum Wesen der Repräsentation
verweist zunächst auf die Tatsache, dass es ein solches
Konzept in der heute oft idealisierten griechischen Polis
gar nicht gab bzw. es sich im antiken Rom auf eine Form
des Rollenspiels im Senat oder bei Gericht bezog (represen-
tare = sich darstellen). Folglich hatte bereits Jean-Jacques
Rousseau festgehalten, dass es sich bei der politischen Re-
präsentation um eine ‘moderne’ bzw. aristokratische Idee
handelt: „In den alten Republiken und selbst in den
Monarchien hatte das Volk
niemals Repräsentanten;
man kannte das Wort gar
nicht.“14 Über theologi-
sche Wendungen des Be-
griffs als symbolische Re-
präsentation der Einheit
(der Vater durch den Sohn;
das Konzil durch den
Papst) sowie absolutisti-
sche Auffassungen im
Spätmittelalter und der
Frühen Neuzeit bildet sich erst ab dem 17. Jahrhundert ein
unabhängiges säkulares Konzept, durch welches der Sou-
verän Herrschaftsgewalt gleichfalls erlangt und abgibt.
Um schließlich Politik im modernen Flächenstaat zu er-
möglichen, ersetzten nationalstaatliche Massendemokra-
tien das Moment der direkten Beteiligung an Beratungen
und Beschlüssen zugunsten liberaler Abwehrrechte und
des Einbaus eines parlamentarischen Repräsentativsys-
tems. Und während alte, hierarchische Formen, Modelle,

Paradigmen und Metaerzählungen der Repräsentation
noch heute die politische Landschaft dominieren, schei-
nen diese selbst vielfach als Ursache für die Entfremdung
der Bürger:innen vom parlamentarischen System bzw. au-
ßerparlamentarische Selbsthilfeversuche wahrgenommen
zu werden. Typische Argumentationsweisen konfrontie-
ren den generellen Eigenwert einer formal-elektoralen Re-
präsentation (legitimierte, öffentlich beobacht-, zu-
schreib- und bewertbare Handlungen von gewählten Re-

präsentant:innen) dem-
nach mit der mangelnden
Qualität und Integrations-
fähigkeit repräsentativer
Institutionen und einem
generellen Trend hin zu ei-
ner postdemokratischen
bzw. unpolitischen Demo-
kratie: Wie kann es sein,
dass das im allgemeinen
Interesse stehende Gute,
Wahre oder Notwendige

durch gemeinwohlschädigende Sonderinteressen unter-
laufen wird? Warum kann die
Praxis politischer Repräsentationen einen Gleichheitsan-
spruchs der Demokratie in Bezug auf Interessenvermitt-
lung und Beteiligung wirtschaftlich und sozial schwacher
Gruppen bzw. marginalisierter Bevölkerungsschichten
nicht gewährleisten?15

Möchte man die bis hierhin aufgeworfenen Fragen im

Eine (sehr) kurzeGeschichtederRepräsentation

Wenn wir eine paritätische Besetzung wollen,

dannmüssen wir uns schon bei der Nachfolge

nach Frauen umgucken und ihnen Hilfe anbieten.

Stefanie Drese, SPD
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Rahmen eines demokratietheoretischen Arguments
fassen, hilft ein Blick auf Hannah F. Pitkins einflussreiche
Arbeit The Concept of Representation . Unter Repräsen-
tation lässt sich dann zunächst allgemein die Vergegen-
wärtigung von etwas verstehen, das faktisch nicht vorhan-
den ist. Politische Repräsentation findet immer dann und
dort statt, wenn und wo etwas prinzipiell Abwesendes (die
Bürger:innen und/oder ihre Interessen) in einer bestimm-
ten Weise (durch die Handlungen und/oder Darstellungen
von Repräsentant:innen) gegenwärtig gemacht wird.16

Weiter lassen sich zwei Dimensionen mit jeweils eigenen
Aspekten unterscheiden: (1) Handlungsbezogen konstitu-
iert die notwendige formalistische Repräsentation

(Wahlen, Losverfahren etc.) die Beziehung zwischen den
Wähler:innen und ihren Repräsentant:innen. Sie setzt
damit die eigentliche substantielle Repräsentation , in
welcher Letztere durch aktives inhaltliches Handeln die
Interessen des Elektorats vertreten, überhaupt erst in
Gang. (2) Darstellungsbezogen umfasst die deskr iptive

Repräsentation jene Aspekte, welche das Gelingen der
Repräsentation von der Übereinstimmung der Eigenschaf-
ten und Einstellungen zwischen Repräsentant:innen und
Wähler:innen abhängig machen. Dieses Prinzip der Spie-
gelbildlichkeit stellt jedoch lediglich eine mögliche, nicht
unbedingt effektive und somit eventuell nur symbolische

Repräsentation dar.

Krise,RepräsentationundDemokratie.Warumplurale, gleichberechtigte
PerspektivenaufPolitik in einer liberalenDemokratiewertvoll sind

Der Facettenreichtum einer gegenwärtigen Krise der Reprä-
sentation bzw. ihrer Paradigmen lässt sich demnach so-
wohl in Bezug auf sozioökonomische sowie politisch-kul-
turelle (formalistische) Exklusivität, fehlende (substantiel-
le) Responsivität und mangelnde (deskriptive) Repräsenta-
tivität thematisieren. Für unsere Studie stellt sich aber
gerade angesichts der vermeintlichen Ineffektivität einer
parlamentarischen Spiegelbildlichkeit die Frage, warum es
überhaupt ein Problem darstellt, wenn Formen der de-
skriptiven Repräsentation keine ausreichende Berücksich-
tigung finden. Oder überspitzt in Bezug auf die Unterreprä-
sentation von Frauen in deutschen Parlamenten gefragt:
Warum sollte es einen Unterschied machen, ob ein 70-
jähriger Mann eine 18-jährige Frau repräsentiert – oder um-

gekehrt?17 Handelt es sich demnach bei der Forderung
nach einer „besseren“ oder „angemessenen“ Repräsentati-
on von Frauen in der Politik nur um ein egalitäres Placebo
oder ist sie in der Tat ein wünschenswertes demokratisches
Ideal. Als Argument für ersteres kann durchaus vorge-
bracht werden, dass die Repräsentation bestimmter Inter-
essen nicht automatisch durch Zuordnung zu einer Grup-
pe erfolgt. Ebenso wie sich Männer für die Belange von
Frauen einsetzen können, gewährleistet die Vertretung
durch Letztere nicht, dass diese stets im Sinne, geschweige
denn im Interesse aller Frauen handeln. Mit zu großen
Verzerrungen und Disproportionalitäten schwinden ange-
sichts unterschiedlicher Lebenswelten jedoch die Möglich-
keiten sich in Andere hineinzuversetzen, wodurch
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Gefahren einer paternalistischen Fürsprache steigen. Diese
mag noch so gut gemeint und begründet sein, sie bleibt als
Argument für Repräsentation allerdings stets problema-
tisch. Wenn Politik, im praktischen Sinne, als „Kunst des
Möglichen“ verstanden werden soll, zeigt sich bereits an
der Identifikation von Problemen, inwiefern fehlende un-
mittelbare politische Teilhabe mit weitreichenden Folgen
verbunden ist. Schließlich ergeben sich nicht nur die Pro-
blemdefinitionen selbst, sondern auch die damit verbun-
denen Lösungsvorschläge aus vielfältigen, u.a. politischen,
sozialen, ökonomischen, kulturellen, Konstruktionspro-
zessen. Die Wahrscheinlichkeit, dass eine Gruppe nur ihr
spezifisches Verständnis in die Lösung eines vermeintlich
objektiven Problems einbringt, steigt somit unweigerlich
mit ihrer Homogenität.

Die Frage nach der Repräsentation von Lebenswelten endet
jedoch mitnichten bei der dichotomen Unterscheidung
der Geschlechter. Aus intersektionaler Perspektive stellt die
Unterrepräsentation von Frauen lediglich die Spitze des
Eisbergs dar, zumal sich Merkmalszuschreibungen deskrip-
tiver Repräsentation und damit verbundene Forderungen
unendlich erweitern lassen. Gerade mit Blick auf die Ge-
meinwohlorientierung von Politik kann damit jedoch
kaum eine partikulare, identitätspolitische Forderung
nach Repräsentativität im Parlament verbunden sein. Viel-
mehr sollte im Umkehrschluss immer gelten, dass Politik
nicht für oder gegen bestimmte Gruppen, sondern stets im
Interesse aller gemacht werden muss. Dagegen speist sich,
wie Thomas Meyer festhält, eine Krisendiagnose der De-
mokratie jedoch gerade aus einer kompetitiven Zuspitzung
des parlamentarischen Repräsentativsystems, welches
Parteien nur mehr als „Organe einer Repräsentation ganz
bestimmter Interessen und Werte der Gesellschaft im poli-
tischen System“18 versteht. Die liberal-repräsentative
Demokratie lebt nun aber exakt von jenen pluralen, neben-
einander gleichberechtigt existierenden und zu berück-
sichtigenden Lebensentwürfen und Weltbildern, welche
sie auch im politischen Wettbewerb nicht aus den Augen
verlieren sollte. Dies gilt unabhängig von Umfang und Ein-
fluss bestimmter Gruppen, weshalb Formen deskriptiver
Repräsentation zwar als durchaus notwendige, nicht unbe-
dingt aber als hinreichende Bedingung für gute politische
Repräsentation verstanden werden sollten.19

„Viele Themen werden im Parlament nicht so

angesprochen, wie es auch von und für Frauen

nötig wäre. Wir müssen hier für unsere eigenen

Bedarfe einfach einstehen. Das ist ja total klar,

wer soll das sonst machen?“

Beatrix Hegenkötter, SPD
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Fragen deskriptiver Repräsentation sind demnach keine
Fußnoten im institutionellen Arrangement des Repräsen-
tativsystems, sondern müssen als Teil des politischen An-
erkennungsprozesses entsprechend Gehör finden. Mit
Blick auf die anhaltende Unterrepräsentation von Frauen
in den Parlamenten sind die Gründe bzw. Thesen jedoch
vielfältig:20 Sie reichen von der Vereinbarkeitsfrage von
Mandat und Familie, männlich dominierten Parteistruk-
turen und entsprechendem Nominierungsverhalten über
fehlende Netzwerke und Unterstützungsstrukturen bis hin
zu geschlechterspezifischer Sozialisation und individuel-
len Karriereplanungen.21 Im Rahmen eines „magischen
Dreiecks“22 unterschiedlicher institutioneller, sozioöko-
nomischer und kultureller
Faktoren wird der Abbau
von Unterrepräsentanz
dementsprechend oft als

ein langfristiges Projekt betrachtet. Das Ziel einer gleich-
berechtigten Teilhabe und Repräsentation von Frauen in
Positionen politischer Verantwortung bleibt damit auf ge-
sellschaftliche, aber auch individuelle Lern- und Wand-
lungsprozesse angewiesen. Wie zuvor bereits angespro-
chen, ist – trotz einer in der Bevölkerung und den Parteien
weit verbreiteten Forderung nach geschlechtergerechter
Repräsentation von Frauen in der Politik23 – bezüglich des
tatsächlichen Willens dieses in die politische Realität um-
zusetzen jedoch Skepsis angebracht. Und gerade deshalb
sehen andere Erklärungsansätze die Parteien in der Pflicht,
weil diesen, als gate keeper, ein größerer Einfluss auf insti-
tutionell-struktureller Ebene hinsichtlich politischer Kar-

rieren und damit letztend-
lich der Repräsentanz von
Frauen in den Parlamen-
ten zugeschrieben wird.24Die gleichmäßige Repräsentation unserer

Bevölkerung ist im Landtag so einfach nicht

gegeben. Nur 29 von 79 Abgeordneten sind

weiblich. Gerade bei Themen wie Kita oder im

sozialen Bereich, wo nun mal überwiegend

Frauen auch tätig sind, haben Männer oftmals

nicht den tiefgründigen Einblick.

Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE
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2 DieAusgangsstellung:
DasSchwerinerSchachbrett

Mit der Revolution vom November 1918 erhielten Frauen
in Deutschland erstmals das aktive und passive Wahlrecht
– ein progressiver Meilenstein in der politischen Ge-
schichte, der parallel zur Einführung der parlamentari-
schen Demokratie gesetzt wurde. Unmittelbar nach der
Verkündung des Wahltermins für die Nationalversamm-
lung am 19. Januar 1919 begann das ehrgeizige Werben um
die Frauenstimmen nun auch seitens der Parteien, die im
Vorfeld das Frauenstimmrecht vehement abgelehnt hat-
ten. Neben unzähligen Broschüren, Plakaten und Flug-
blättern kamen die „10 Gebote des Frauenwahlrechts“
zum Einsatz, welche an die große Verantwortung der Frau-
en sowie ihre akkurat zu erfüllende Pflicht als Bürgerinnen
appellierten.

Die erstaunlich hohe Wahlbeteiligung der Frauen, die mit
19 Millionen abgegebenen Stimmen 82,3 Prozent aufwies,

offenbarte den Erfolg dieser Kampagne. Dabei zeigte sich,
dass der weibliche Bevölkerungsanteil vornehmlich kon-
servativ und konfessionell orientiert wählte. Von insge-
samt 423 Sitzen im Weimarer Reichstag fielen 41 auf weib-
liche Abgeordnete, was einer Quote von 9,6 Prozent ent-
spricht25 – ein Wert, der erst 1983 bei den westdeutschen
Wahlen zum Bundestag erneut erreicht wurde.

Die Machtergreifung der Nationalsozialisten im Jahr 1933
entkräftete nahezu alle emanzipatorischen frauenpoliti-
schen Strömungen, auch wenn die als Männerbund agie-
rende NSDAP 1931 die NS-Frauenschaft (NSF) als Parteior-
ganisation für weibliche Mitglieder (rund 2,3 Millionen)
gründete.26 Hausfrauen- und Mütterideologie standen im
Mittelpunkt der NSF-Arbeit, die jegliche feministische
Gleichstellungsforderungen als Gefahr für die gesell-
schaftliche Ordnung und den Volkskörper brandmarkte.

SchwarzgegenWeiß: EmanzipierterOstenversuspatriarchischerWesten?
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Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs und dem allmäh-
lichen Verklingen des durch die Niederlage bedingten
Chaos galt in den beiden neu ausgerufenen deutschen
Staaten wieder ganz selbstverständlich das allgemeine
Frauenwahl- und -stimmrecht, was zunächst jedoch eher
einem ornamentalen Beiwerk der Verfassungen glich.
Sowohl der Bundestag der Bundesrepublik Deutschland
als auch die Volkskammer der DDR entpuppten sich von
Beginn an als männerdominierte Parlamente: In der ers-
ten Wahlperiode (1949–1953) des Deutschen Bundestages
erhielten von den 421 Abgeordneten lediglich 38 Frauen
(neun Prozent) ein Mandat.27 Auch in den darauffolgen-
den Jahrzehnten änderte sich kaum etwas an diesem Um-
stand, der seinen Tiefpunkt mit der Marginalisierung
weiblicher Abgeordneter in der siebten Wahlperiode
(1972–1976) unter SPD-Bundeskanzler Willy Brandt mit

einem Anteil von nur 5,8 Prozent erreichte.

Im Vergleich zum Bundestag erschien die Volkskammer
der DDR „wesentlich“ weiblicher: Bereits in der ersten
Wahlperiode gewannen 111 Frauen einen Sitz im Parla-
ment, was bei 466 Abgeordneten einem Anteil von 23 Pro-
zent entsprach. Abzüglich leichter Schwankungen stieg
die Anzahl der Mandatsträgerinnen in den darauffolgen-
den Legislaturperioden auf 32 Prozent an. Das asymmetri-
sche Geschlechterverhältnis spiegelte sich allerdings
nicht ausschließlich in den Parlamenten der beiden Repu-
bliken, sondern auch bei den Besetzungen der jeweiligen
Kabinette wider: Während in der Bundesrepublik zwi-
schen 1949 und 1983 insgesamt neun Frauen an der Spitze
eines Bundesministeriums standen, schafften es in der 40-
jährigen Existenz der DDR gerade einmal drei Frauen.

Turnieratmosphäre:Demografische, strukturelle undkulturelle
Rahmenbedingungen imLand

Mecklenburg-Vorpommern erstreckt sich über eine Fläche
von 23.213 Quadratkilometern, auf der über 1,6 Millionen
Menschen leben. Die politischen, wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Transformationsprozesse in der Phase
1989–1990 hatten erhebliche demographische Auswir-
kungen: Seit der Wiedervereinigung Deutschlands im Jahr
1990 verlor der Nordosten fast 300.000 Einwohner:innen,
was einen Rückgang um 15 Prozent markiert.28 Dieser un-
erfreuliche Wandel beruhte darauf, dass seit 1991 die Ster-
berate die Rate der Neugeborenen stetig übersteigt und

sich eine nicht zu unterschätzende Auswanderungswelle
ausbreitete.

Das mit 69 Einwohner:innen pro Quadratkilometer am
dünnsten besiedelte Land im deutschlandweiten
Vergleich, 225 Menschen leben hier durchschnittlich auf
der entsprechenden Fläche, entwickelte sich zudem von
einer der „jüngsten“ zu einer der „ältesten“ Regionen der
Bunderepublik: Ende 2020 belief sich das Durchschnittsal-
ter auf 47,4 Jahre. Dabei gibt es innerhalb Mecklenburg-
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Vorpommerns erhebliche Unterschiede: In der einzigen
Großstadt Rostock lebte Ende 2020 die jüngste Bevölke-
rung mit einem Durchschnittsalter von 44,4 Jahren, am
ältesten waren die Menschen im Landkreis Vorpommern-
Rügen mit durchschnittlich 48,6 Jahren. Das Frauen-
Durchschnittsalter liegt mit 48,8 Jahren über dem der
Männer mit 45,8 Jahren.29

Parallel zum gravierenden Bevölkerungsschwund verän-
derten sich seit der Gründung des Bundeslandes im Jahr
1990 auch die Verwaltungsstrukturen: Zum Entstehungs-
zeitpunkt zählte Mecklenburg-Vorpommern 37 Landkrei-
se und sechs kreisfreie Städte sowie 1.118 Gemeinden,
nach der letzten Kreisgebietsreform 2011 bilden nun ne-
ben den beiden kreisfreien Städten Schwerin und Rostock
sechs Landkreise das flächengrößte Verwaltungsgebiet
Deutschlands. Die größte Stadt des Landes ist die Hanse-
und Universitätsstadt Rostock mit über 209.000 Einwoh-
ner:innen, in der Landeshauptstadt Schwerin leben rund
96.000 Menschen.30

Die Wirtschaft Mecklenburg-Vorpommerns konnte sich
nach der Umbruchphase in den 1990er Jahren neu struk-
turieren, wobei sich die Zahl der Arbeitsplätze dem Bun-
desdurchschnitt annäherte. Die generelle Struktur kenn-
zeichnen in erste Linie kleine (17.807) und mittelständi-
sche (1.749) Unternehmen, wohingegen sich nur wenige
große Betriebe (215) im Nordosten ansiedelten.31 Zu den
verarbeitenden Industriezweigen zählen vor allem mariti-
me Wirtschaft, Maschinenbau, Automobilzulieferer, Ener-
gietechnik sowie die Konsum- und Lebensmittelindustrie.
Wachstumsbranchen finden sich in den Bereichen der

Spitzentechnologie, insbesondere Biotechnologie, Medi-
zintechnik, Luft- und Raumfahrt sowie Informationstech-
nik. Einen weiteren erheblichen Beitrag zur ökonomi-
schen Entwicklung leisten der Tourismus, diverse Dienst-
leistungen, die Landwirtschaft und die Gesundheitswirt-
schaft.

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes aus dem
Jahr 2021 ist das durchschnittliche Einkommen der Ein-
wohner:innen Mecklenburg-Vorpommerns bundesweit
am niedrigsten: Vollzeitbeschäftigten in MV stehen brutto
lediglich 3.467 Euro im Monat zur Verfügung, in Hamburg
sind es 5.209 Euro.32

Im Gegensatz zu den Ländern Ost-, Mittel- und Südosteu-
ropas, welche mit dem Dilemma der gleichzeitigen Trans-
formation ihres politischen, wirtschaftlichen sowie kultu-
rellen Systems in den 1990er Jahren zu ringen hatten,
konnten die 1991 zum Teil neu formierten Bundesländer
durch den Beitritt der DDR zur Bundesrepublik auf bereits
bewährten Strukturen aufbauen. Recht schnell kristalli-
sierte sich heraus, dass Mecklenburg-Vorpommern sich
historisch, geographisch und identitätspolitisch eher dem
Norden als dem Osten zugehörig fühlte. Dies symbolisie-
ren beispielsweise der Beitritt Mecklenburg-Vorpommerns
zum Norddeutschen Rundfunk (NDR), die Mitgliedschaft
einiger Hochschulen beim Verbund Norddeutscher Uni-
versitäten sowie die Aufnahme einzelner Regionen des
Landes in die Hamburger Metropolregion, welche nach
der Wiedervereinigung einen massiven Zuzug von Meck-
lenburger:innen und Vorpommer:innen verzeichnete.
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3 ZugumZugzurGleichstellung:
Zahlen, ListenundProgramme

DerSchweriner Landtag–einSpiel derKönige?

Ungeachtet der Tatsache, dass sich die bundesdeutsche
Bevölkerung im Jahr 2020 mehrheitlich aus Frauen (42,13
Millionen) und nicht aus Männern (41,0 Millionen) zu-
sammensetzt, gehört die Unterrepräsentanz weiblicher
Abgeordneter auf Bundes-, Länder- und kommunaler Ebe-
ne im 21. Jahrhundert noch immer zum politischen All-
tag. Auch Mecklenburg-Vorpommern stellt in diesem
Kontext keine Ausnahme dar, sondern liegt 2021 nur auf
einem leicht überdurchschnittlichen Niveau im generel-
len Trend: Die 815.526 Einwohnerinnen sowie 792.612
Einwohner Mecklenburg-Vorpommerns33 werden im ach-
ten Parlament des Landes von 29 Frauen und 50 Männern
vertreten (Stand Oktober 2022). So hinkt der Anteil weibli-
cher Abgeordneter, trotz offenkundiger Fortschritte bei
der Gleichberechtigung, der gesellschaftlichen Wirklich-
keit weiterhin klar hinterher: Hätten Frauen in der Politik
die Stimmen, welche proportional der Bevölkerungsstruk-

tur entsprächen, wären 40 der 79 gewählten Entschei-
dungsträger:innen weiblich.

Im Zuge der acht Landtagswahlen in Mecklenburg-Vor-
pommern seit der deutschen Wiedervereinigung gelang es
606 Kandidierenden ein Abgeordnetenmandat zu erlan-
gen. Insgesamt konnten sich dabei 169 Frauen über einen
Einzug in das Parlament freuen. 2021 zogen 29 Repräsen-
tantinnen ein, was mit 36,7 Prozent gegenüber der bisheri-
gen Besetzung von 23,9 Prozent einer spürbaren Steige-
rung entspricht. Den höchsten Frauenanteil verzeichnen
die fünfköpfigen Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen
und der FDP mit 60 Prozent bzw. jeweils drei Frauen. Die
LINKE stellt bei 55 Prozent fünf Mandatsträgerinnen.
Zwölf Frauen gehören zur 34-köpfigen SPD-Fraktion, was
einem Anteil von 35 Prozent entspricht. Bei der CDU be-
trägt sie mit vier weiblichen Abgeordneten 33 Prozent,
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während die AfD mit zwei
Vertreterinnen 14 Prozent
erreicht.34

Die variierende Anzahl der
weiblichen Abgeordneten
im Schweriner Landtag
seit den ersten freien Wah-
len 1990 versinnbildlicht
eine Entwicklung von der
anfänglichen Regression
über einen verheißungs-
vollen Anstieg in den frühen 2000ern hin zu einer länge-
ren Stagnation, welche nun erneut positive Tendenzen,
aber eben keinen Trend verbucht. In der Legislaturperiode
1990–1994 betrug der Frauenanteil im Parlament 18,4 Pro-
zent, erhöhte sich bis 2002 auf 35,5 Prozent und fiel 2016
auf 23,9 Prozent.

Die Zusammensetzungen der jeweiligen Landtage prägten
in erster Linie die parteipolitischen Konstellationen: Die
niedrige Frauenrate von 25,7 Prozent im Jahr 2006 lässt

sich anhand des Einzugs
der NPD mit sechs Män-
nern und der FDP mit sie-
ben Abgeordneten, unter
letzteren lediglich eine
Vertreterin, erklären. Der
Progress 2021 basiert auf
dem Wiedereinzug von
Bündnis 90/Die Grünen,
der auf den vorderen Plät-
zen starken weiblichen Lis-
te der FDP, der Entsendung

von fünf Frauen seitens der Partei DIE LINKE, der gleich-
bleibenden Anzahl weiblicher Mandate trotz Verlusten bei
der CDU sowie dem klaren Wahlsieg der SPD. Die nach wie
vor bestehende Diskrepanz verdeutlich sich jedoch,
sobald man die Fraktionen entlang des durchschnittli-
chen Frauenanteils von 36,7 Prozent teilt. Erreichen Frau-
en in kleineren Fraktionen von FDP, Grüne und DIE LINKE
mit 57,9 Prozent die absolute Mehrheit, sinkt der Anteil
über die drei größten Fraktionen hinweg auf nur mehr
30 Prozent.

Ich glaube, dass die Unterrepräsentanz in den

Parteien tatsächlich schon da ist. Wenn Sie sich

unsere Listenplätze angucken, finden Sie unter

den ersten fünf zwar drei Frauen, aber danach

kommt keine mehr.

Barbara Becker-Hornickel, FDP

PersonalrochadenundParteistrategien

Die parlamentarische Unterrepräsentation von Frauen be-
ginnt bereits bei der Parteimitgliedschaft – auch in Meck-
lenburg-Vorpommern, wo sich bislang nur wenige weibli-
che Engagierte für einen Beitritt entscheiden. In der mit-
gliederstärksten Landespartei CDU machen Frauen von

4.900 Mitgliedern gerade einmal 27,5 Prozent aus, bei der
DIE LINKE 43,4 Prozent von 3.222, bei der SPD 32,5 Pro-
zent von 2.946, bei Bündnis 90/Die Grünen von 1.230 Mit-
gliedern 38,6 Prozent, bei der FDP 21 Prozent von 78035

und bei der AfD sind es 20 Prozent bei 770 Mitgliedern.
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Abbildung 1: Prozentualer Anteil vonMandatsträgerinnen inSchweriner Landtagen.
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Sobald sich Frauen in einer Partei gut integriert haben, fal-
len die Unterschiede in ihrem Partizipationsverhalten zu
dem ihrer männlichen Kollegen kaum ins Gewicht. Bei der
Relation der aufstiegsbezogenen „Geschlechterlücke“ zwi-
schen Mitgliedern und Abgeordneten kristallisiert sich an-
hand der Frauenanteile heraus, dass Bündnis 90/Die Grü-
nen, DIE LINKE, Sozialdemokrat:innen sowie auf etwas
geringerem Niveau auch die FDP über die faktische Aus-
gangsbedingung ihrer zahlenmäßigen Basis hinauswach-
sen: Das bedeutet, dass die Anzahl der Mandatsträgerin-
nen höher ausfällt als in der Partei insgesamt. Christdemo-
krat:innen und der AfD gelang es hier bisher nicht, der
Unterrepräsentation von Frauen effektiv entgegenzuwir-
ken.

Zur Landtagswahl 2021 bewarben sich in Mecklenburg-
Vorpommern insgesamt 464 Personen auf 24 Listen um
einen Sitz im Parlament, darunter 148 Frauen (29,7 Pro-
zent) und 316 Männer. Zur Landtagswahl 2016 waren es
389 Kandidierende, darunter 99 Mandatsanwärterinnen,
die eine Quote von 25,5 Prozent bildeten.36 Während die
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und DIE LINKE ihre Listen
paritätisch gestalteten, verzichteten die CDU, FDP sowie
AfD auf dieses Instrument. Ein analytischer Blick auf die
Zahlen der vergangenen Wahlgänge zeigt jedoch auch,
dass es selten mehr als 25 dieser Plätze in den Landtag
schaffen.

Auch in ihren Wahlprogrammen nahmen die nun das
Schweriner Parlament formenden Parteien eine recht un-
einheitliche Gewichtung von Themen wie Gleichstellung,
Gender Mainstreaming, Gleichberechtigung oder Frauen-

förderung vor. Die CDU proklamierte die Chancengleich-
heit als eine Selbstverständlichkeit, für die sie „bereits mit
der Bildung von Kindern und Jugendlichen, damit alle
Frauen und Männer in ihrem Berufsleben, in der Politik
und in der Gesellschaft gleichermaßen teilhaben können“
einen Grundstein legte. In der Rubrik „Bloß nicht!“ heißt
es, die Partei bevorzuge eine gleichberechtigte Nennung
der Geschlechter, wehre sich jedoch gegen die Einführung
des Gendersternchens, welches eine Weiterentwicklung
der deutschen Sprache behindere.37

Die FDP setzte sich mit der Gleichstellung in erster Linie
vor dem Hintergrund der familiären Konstellationen aus-
einander, dabei gleiche Rahmenbedingungen für alle
Lebensmodelle fordernd: „Wir Freie Demokraten unter-
stützen aktiv die Gleichstellung früherer eingetragener Le-
benspartnerschaften und kämpfen gegen die Diskriminie-
rung aufgrund sexueller Orientierung oder Identität. Wir

Es ist nicht nachvollziehbar, warum Parlamente

mehrheitlich mit Männern besetzt sind, wo doch

Frauen den mehrheitlichen Anteil an der

Bevölkerung stellen. Das macht überhaupt

keinen Sinn.

Sabine Enseleit, FDP
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stehen für eine gesellschaftliche Akzeptanz der Geschlech-
tervielfalt.“38

Die AfD verfasste kein gesondertes Kapitel zur Gleichstel-
lung in ihrem 84-seitigen Dokument, brachte ihre Mei-
nung aber im Abschnitt zur Wirtschaft zum Ausdruck:
„Geschlechterquoten bei der Mitarbeitereinstellung leh-
nen wir ab, Maßstab darf allein die Qualifikation sein. Ver-
ordnete Stellen für Gleichstellungsbeauftragte sind wirt-
schaftlicher und bürokratischer Unsinn. Wir stehen für
Gleichberechtigung statt Gleichmacherei.“39

Bündnis 90/Die Grünen kritisierten die in Deutschland
vorherrschenden Umstände, in denen Bürgerinnen ledig-
lich formal die gleichen Rechte wie Bürger besitzen, was
beispielsweise die zusätzlichen Belastungen der Frauen im
Zuge der Corona-Pandemie noch einmal greifbar veran-
schaulichten. Die Partei möchte dem aktuell aufblühen-
den, als ein gesamtgesellschaftliches Problem definierten

Antifeminismus mit der Maxime „Frauen können alles“
konsequent begegnen, eine Etablierung der Stelle einer
Staatssekretär:in für Gleichstellung dabei anvisierend.40

Für die Partei DIE LINKE verkörperte der Kampf für die
Gleichstellung von Frauen, Männern sowie von Menschen
egal welcher sexuellen Orientierung oder welchen Ge-
schlechts einen humanistischen Ansatz, eine Grundlage
allen politischen Denkens und Handelns. Gefordert wurde
u.a. die Vermittlung der Genderkompetenz während der
Lehrer:innen- und Erzieher:innen-Ausbildung, die Ausar-
beitung eines ganzheitlichen gleichstellungspolitischen
Rahmenprogramms sowie eine sichere und auskömmliche
Finanzierung dieses Ressorts.41

In der Passage zur Gleichstellung im SPD-Programm wur-
den jegliche Gewalt gegen Mädchen und Frauen sowie die
Verbreitung tradierter Rollenbilder abgelehnt, die Wichtig-
keit des Grundsatzes „gleicher Lohn für gleichwertige Ar-
beit“ betont und eine strengere Einhaltung einer genderge-
rechten Sprache in allen offiziellen Veröffentlichungen sei-
tens des Landes oder der Kommunen versprochen. Des
Weiteren wurde festgehalten: „Nach wie vor ist Politik ein
männlich dominierter Bereich, der Anteil politisch enga-
gierter Frauen sinkt weiter. Unser Ziel ist es, dass sich der
Frauenanteil in der Bevölkerung auch in den politischen
Vertretungen widerspiegelt. Deshalb werden wir verfas-
sungskonforme Paritäts-Regelungen für Wahlen in Meck-
lenburg-Vorpommern erarbeiten.“42

Fehlende Geschlechtergerechtigkeit entpuppt sich als eine
der größten Herausforderungen für die gegenwärtigen De-

Ich persönlich möchte keine Quotenfrau im

Parlament sein, sondern es mir selbst erarbeiten.

Weil meine Parteimitglieder, weil die Bürger der

Meinung sind, dass ich sie gut vertreten kann.

Petra Federau, AfD
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Abbildung2: Mitgliederzahlen der imLandtag vertretenenParteien nachGeschlecht.

B
ün

dn
is
9
0
/

D
ie
G
rü
ne

n

F
D
P

A
fD

D
IE

LI
N
K
E

S
P
D

C
D
U

1.347
3.553 1.987

959

475
755

1.376

154

616616

164

1.753

Quelle: Angabender Parteien (StandSeptember 2021).

mokratien,43 welche vorrangig die Vertreter:innen der ak-
tiv an politischen Bestimmungsprozessen beteiligten Par-
teien prägen. Während bei der Mitwirkung als gewählte
Mandatsträger:innen die geschlechtsspezifischen Diver-
genzen an Gehalt einbüßen, spielen beim Einzug in den
Landtag bestimmte strukturelle Begebenheiten eine Rolle,
welche den Frauen das Erklimmen der Karriereleiter ent-
weder erleichtern oder aber erschweren. Denn obwohl die
Mehrheit der im Landtag vertretenen Parteien das Reißver-

schlussprinzip bei der Gestaltung ihrer Landeslisten an-
wendete sowie Lösungsansätze für die Gleichstellungspro-
blematik in ihren Programmen skizzierte, gab es kaum
eine paritätische Berücksichtigung der Kandidatinnen bei
der Verteilung der Direktwahlkreise. Und die Schwierigkei-
ten dieser Handhabung reflektiert sich in den bereits vor-
gestellten Ergebnissen des Frauenanteils in den Fraktionen
und im Schweriner Parlament.
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Abbildung3: Anteil derMandatsträger:innen in dendemLandtag angehörendenParteien

Quelle: EigeneDarstellung nach: LandtagMecklenburg-Vorpommern, DieAbgeordneten des Landtages, abrufbar unter: https://www.land-
tag-mv.de/landtag/abgeordnete/sitzordnung (11.12.2021). Die Verhältnisse spiegeln die Verhältnisse zurKonstitution des Landtages. Ausge-
schiedeneMitglieder des Landtages undNachrücker:innen sind nicht berücksichtigt.
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Damenfang:DieweiblicheFormationanderMachtspitze

Trotz der konstanten Unterrepräsentation bekleiden mo-
mentan vorrangig Frauen die politischen Spitzenpositio-
nen im Parlament in Mecklenburg-Vorpommerns: Bei der
konstituierenden Sitzung des Landtags am 26. Oktober
2021 freute sich die SPD-Politikerin Birgit Hesse über die
erneute Wahl zur Landtagspräsidentin, die CDU-Abgeord-
nete Beate Schlupp erhielt bei der Abstimmung über die
Besetzung des Postens der Ersten Vizepräsidentin 62 von
79 abgegebenen Stimmen, Elke-Annette Schmidt (DIE
LINKE) avancierte mit 51 Stimmen zur Zweiten Vizepräsi-
dentin.45

Auch die Vorstellung des erstmals paritätisch aufgestellten
Kabinetts am 11. November 2021 sowie die Wahl der popu-
lären SPD-Frau Manuela Schwesig zur Ministerpräsidentin
Mecklenburg-Vorpommerns am 16. November 2021 lässt
vermuten, dass Politikerinnen bei künftigen Regierungs-
entscheidungen eine stärkere Stellung einnehmen sollen.
An der Spitze von vier der acht Landesministerien befin-
den sich in der gegenwärtigen Legislaturperiode Frauen,
zwei aus der SPD und zwei aus der Partei DIE LINKE.

Die Leitung des Ministeriums für Soziales und Gesundheit
übernahm Stefanie Drese (SPD), dem neu geschaffenen
Haus für Wissenschaft, Kultur, Bundes- und Europa-Ange-
legenheiten steht Bettina Martin (SPD) vor, das Ministeri-
um für Bildung und Kindertagesstätten leitet Simone Ol-
denburg (DIE LINKE) sowie das Ministerium für Justiz,
Verbraucherschutz und Gleichstellung Jacqueline Bern-
hardt (DIE LINKE). Es darf jedoch nicht unerwähnt blei-

ben, dass die Vergabe solch hoher Ämter in einem demo-
kratischen politischen System sich nicht ausschließlich
auf Aspekte der geschlechtlichen Gleichstellung stützt.

„Die Koalitionspartner werden ein Zeichen für die Gleich-
berechtigung der Geschlechter setzen und den internatio-
nalen Frauentag am 8. März durch eine Anpassung des
Feiertagsgesetzes zum gesetzlichen Feiertag erklären,“46

verkündeten die SPD und DIE LINKE in der ausgehandel-
ten Vereinbarung für ihre gemeinsame Regierung 2021–
2026.

Im Prozess der nationalen Staatenbildung etablierte sich
der offizielle Festtagskalender zu einem substanziellen Be-
standteil der symbolischen Ordnung – er markiert, welche
historischen Phänomene als erinnerungswürdig gelten
und trifft damit Aussagen über die in einem Land oder ei-
ner Region bzw. innerhalb eines gesellschaftlichen Sys-
tems propagierten Normen und Werte.47 Die Feiertage stel-
len dabei eine äußerst originelle Übertragungsform des
kulturellen Erbes dar, transferieren die erwünschte geistig-
moralische Praxis und übernehmen eine sich an bestimm-
ten ideellen Instruktionen orientierende Erziehungsfunk-
tion bei der heranwachsenden Generation. Darüber hin-
aus dienen die arbeitsfreien Daten selbstverständlich stets
als eine Kumulation positiver Emotionen, Erholung und
Freude, was bei der Mehrheit der Bevölkerung auf großes
Wohlwollen stößt. Dies berücksichtigend erlebt das The-
ma „Gleichstellung der Geschlechter“ eine höchst impo-
sante symbolische Aufwertung, welche wohl nicht zuletzt
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FrauenorganisationenderParteien

DieArbeitsgemeinschaft sozialdemokratischerFrauen (ASF) verkörpert dieoffizielle Frauenorganisa-
tionderSPD,welcheralleweiblichenMitgliederderPartei angehören.Derzeit beläuft sichdieZahl auf rund
150.000Frauen, wobei für Interessierte ohne Parteimitgliedschaft der Status alsGastmitglied oder Unter-

stützer:in existiert. Die ASF entstand 1973 als Arbeitsgemeinschaft der SPD und bildet damit einen eigen-

ständigenBereichderPartei, jedoch keine rechtlich eigenständig agierendeOrganisation. Arbeitsgemein-

schaften besitzenwährend der Parteitage ein Antrags-, Vorschlags- sowie Rederecht und können stimm-

berechtigteDelegierte zuParteitagen entsenden.

Die FrauenUnion stellt die offizielle Frauenorganisation derCDU dar, als deren Vorläufer die bereits 1948
gegründete „Frauenarbeitsgemeinschaft derCDU/CSUDeutschlands“ unter demVorsitz vonHeleneWe-

ber gilt. 1951 konstituierte sich die Frauenorganisation der CDU als „Bundesfrauenausschuss der CDU“,

dabei eine klare Abgrenzung zur CSU vollziehend. Als ca. 155.000 Frauen starke Vereinigung der CDU

verfügt die Frauen Union, der alle weiblichenMitglieder der CDU – sofern sie nicht widersprechen – ange-

hören, über eine eigene Satzung. Diese ermöglicht auch Nicht-Parteimitgliedern ein aktives Mitwirken,

wenn sich dieMotivationmit denZielen und Idealen der FrauenUnion decken.

Die 1947 ins Leben gerufene Frauen-Union der CSU bildet die offizielle Frauenorganisation der Partei.

Nach einem dreijährigen Zusammenschluss mit der Frauenarbeitsgemeinschaft der CDU fassten die

Aktivistinnen der Frauenarbeitsgemeinschaft der CSU den Entschluss, ab 1953 wieder eigenständig zu

arbeiten. Bei der Frauen-Union der CSU, die derzeit ca. 23.500 Engagierte aufweist, handelt es sich um

eine innerparteiliche Arbeitsgemeinschaft, wobei eine Mitgliedschaft unabhängig von einer Parteimit-

gliedschaft ist und allen interessiertenFrauenoffensteht. Sie verfügt über einAntragsrecht auf demPartei-

tag derCSU.

DieweiblichenMitglieder derParteiDIELINKE findensich in derBundesarbeitsgemeinschaftLISA (LInke
Sozialistische Arbeitsgemeinschaft der Frauen in der Partei DIE LINKE) zusammen – einem Bündnis, das

sich als feministische und autonome Frauenstruktur innerhalb der Partei versteht. Als durch die Bundes-

partei anerkannter, innerparteilicher Zusammenschluss verfügt die LISA, die auch eine parteiungebunde-

neMitarbeit akzeptiert, über eine eigene Satzung. Die Bundessatzung garantiert weiblichen Parteimitglie-

dern das Recht zur Einberufung von Frauenplenen. LISA definiert sich als Teil der linken deutschen und

internationalenFrauenbewegung, auf die sie sich ausdrücklich bezieht.



ZugumZug zurGleichstellung: Zahlen, Listen undProgramme 33|

Die Partei Bündnis 90/Die Grünen verankert die Repräsentation von Frauen strukturell nicht über eine
parteiinterne Frauenorganisation. Die Grünen etablierten die Gleichstellung von Frauen und Männern als

KernthemaderPartei bereits in demFrauenstatut von 1986als Teil ihrerBundessatzung.Diesesbeinhaltet

neben Bestimmungen zu einer Mindestquotierung von Ämtern, Mandaten und Listenplätzen auch Rege-

lungen zu Frauenabstimmungen sowie ein Vetorecht für eine Frauenmehrheit. Innerhalb der Partei koordi-

niert der Bundesfrauenrat die frauenpolitische Arbeit und richtet die jährliche, öffentlich stattfindende
Bundesfrauenkonferenz (BFK) aus.

In der FDP vertritt die 1994 entstandene Bundesvereinigung Liberaler Frauen e.V. die Interessen der
weiblichenParteimitglieder.DieLiberalenFrauenbegreifen sich selbst als eineeigenständigeVorfeldorga-

nisation der FDP, die allerdings in den Grundsätzen mit der Partei übereinstimmt. Die Liberalen Frauen

haben auf allen Parteitagen Rederecht sowie das Recht, Anträge einzubringen. Die Repräsentantinnen

bringen sich aktiv in denBundes- sowie Landesfachausschüssen ein und sind in derRegel in denVorstän-

dender FDP-Untergliederungen kooptiert.

In der AfD gibt es keine parteiinterne Frauenorganisation. Die Satzung der AfD untersagt die Gründung

jeglicher parteiinterner Vereinigungen zur Interessenvertretung aufgrund der Merkmale „Abstammung,

Nationalität, sexuelle Orientierung oder Geschlecht“ (Bundessatzung der AfD, § 17). Anfang 2019 gründe-

ten sich nichtdestotrotz zwei unabhängigeVereineweiblicherAfD-Mitglieder, FridA (Frauen in derAlterna-

tive e. V.) und FAlter (Frauen Alternative e. V.), die ihre Aktivitäten jedoch mittlerweile wieder eingestellt zu

haben scheinen.
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auf der Tatsache fußt, dass zwei Spitzenpolitikerinnen des
Landes – Manuela Schwesig (SPD) und Simone Oldenburg
(DIE LINKE) – die mehrwöchigen Verhandlungsrunden
für die anstehende Legislaturperiode leiteten.

Obwohl dem Thema der Gleichstellung der Bürger:innen
als eine „in allen Politik- und Handlungsfeldern als Quer-
schnittsaufgabe“ im aktuellen Koalitionsvertrag ver-
gleichsweise viel Beachtung entgegengebracht wird, fallen
die Formulierungen zu den konkreten Vorgehensweisen

etwas unpräzise aus. Wie im vorherigen Dokument (2016–
2021) übernimmt die aktuelle Fassung die Passage, dass die
„politischen Stiftungen und kommunalpolitischen Verei-
nigungen hierfür wichtige Partner und Impulsgeber“48

verkörpern, lässt allerdings in diesem Zusammenhang ei-
nen breiten Interpretationsraum für die genaue Rolle der
Regierenden offen.

Die seitens des neuen Kabinetts angestrebten Aktionen
wie die Erarbeitung eines ressortübergreifenden

Quotenregelungen indenParteien

SPD: DieGeschlechterquotebesagt, dass inParteifunktionenundWahllistenMänner undFrauen jeweils zumindes-
tens 40 Prozent vertreten sein müssen. Da die Quote für Männer und Frauen gleichermaßen gilt, trifft der Begriff

„Frauenquote“ nicht so recht zu. Ferner schreibt die Satzung die alternierende Besetzung vonWahllisten nach dem

Reißverschlussprinzip fürBundestags- undEuropawahlen vor,waseiner 50-Prozent-Quoteentspricht (Satzungder

SPD,§4).

DIELINKE: BeiWahlenvonVorständen,Kommissionen,ArbeitsgremienundDelegiertensindgrundsätzlichmindes-
tenszurHälfteFrauenzuwählen. Istdiesnichtmöglich,bleibendiedenweiblichenMitgliedernvorbehaltenenManda-

te unbesetzt, eineNachwahl ist dabei jederzeitmöglich. BeiWahlvorschlaglisten sind einer der beiden ersten Listen-

plätze und im Folgenden die ungeraden Listenplätze Frauen vorbehalten, soweit Bewerberinnen zur Verfügung ste-

hen (BundessatzungderParteiDIELINKE,§ 10).

CDU: Nach jahrzehntelangem Ringen fasste der bundesweite CDU-Parteitag im September 2022 folgenden Be-

schluss: Beginnend imJahr2023sollen alleCDU-Vorstandsämter abderKreisebenemit 30ProzentFrauenbesetzt

werden. Zum 1. Januar 2024 soll dieQuote auf 40Prozent steigen und ab dem 1. Juli 2025 auf 50Prozent. Falls nicht

genügend Frauen zurWahl antreten, um dieseQuoten zu erfüllen, „bestimmt die Anzahl der kandidierenden Frauen

die Frauenquote,“ hieß es in der Vorstandsvorlage. Die Regelung gilt allerdings zunächst nur befristet, es soll zudem

eineEvaluationgeben (Beschlussdes35.BundesparteitagsderCDUDeutschlands, 2022).
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gleichstellungspolitischen Rahmenprogramms unter brei-
ter Beteiligung der Zivilgesellschaft, die Intensivierung der
bestehenden Mentoringprojekte für mehr weibliche Ge-
sichter in sämtlichen Führungspositionen oder die Fort-
setzung der Auszeichnungsveranstaltung „Frau des Jahres“
erscheinen längst nicht als überholt. Denn der prüfende
Blick durch die Berliner Reichstagskuppel, in die Büros der
Bürgermeister:innen deutscher Ratshäuser oder auf die
Stuhlreihen im Schweriner Schloss offenbart: Die Politik
bleibt konstant ein eher männlich geprägtes Universum.

Laut der im Herbst 2019 seitens der Konrad-Adenauer-Stif-
tung bundesweit durchgeführten Umfrage spricht sich die
eindeutige Majorität der deutschen Bevölkerung dafür
aus, dass Frauen in der Politik mehr Verantwortung tragen
– sei es in der Regierung (87 Prozent) oder in den Parteien
(85 Prozent).49 Das im Landtag Mecklenburg-Vorpom-
merns seit 1990 anhaltende Repräsentationsdefizit kommt
diesem Wunsch bislang nicht nach, wodurch die These
einer „parlamentarischen Krise“ nicht als allzu realitäts-
fern einzustufen ist.

CSU: In der CSU existiert keine eindeutige Regelung für die Quotierung von Listenplätzen undMandaten. Es gilt jedoch
eine verpflichtende Parität bei der Besetzung der Landes- und Bezirksvorstände. Wahlen der weiteren Mitglieder des

Partei- undBezirksvorstands sind bei einemFrauenanteil von 40Prozent der gewähltenMitglieder gültig. In den engeren

Vorständen – Vorsitzende, Vizes, Schriftführer und Schatzmeister – gibt es eine Soll-Quote von 50 Prozent (Satzung der

CSU,§8).

Bündnis90/DieGrünen: DieMindestquotierungwurdebereits 1986mitdemFrauenstatut verpflichtendeingeführt.Die-
se sieht einenweiblichenAnteil vonmindestens 50Prozent für alle Ämter,Mandate und Listenplätze vor. Die Listenplatz-

vergabeerfolgt alternierend,wobei die ungeradenPlätze, also auchdie jeweiligeSpitzenkandidaturen, prinzipiell an Frau-

enerteiltwerdensollen (Frauenstatut vonBündnis90/DieGrünen,§ 1).

FDP: Generell gibt es keine verpflichtende Quotenregelung. Auf ihrem Parteitag im April 2019 fasste die FDP den Be-

schluss, zurErhöhungdesFrauenanteils zwischenBundesverbandundLandesverbändenZielvereinbarungen insLeben

zu rufen. Diese sollen regional differenziert ausgehandelt werden und für verschiedene Funktionen, Ebenen sowieMan-

date einen Leitfaden für die Repräsentation von Frauen formulieren (Beschluss des 70. Ordentlichen Bundesparteitags

derFDP,2019).

AfD: Die AfD positioniert sich grundsätzlich gegen eine parteiinterne Quotenregelungen für die Besetzung von Ämtern
oderMandaten.
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Zur Teilnahme an unserer Studie eingeladen wurden alle
weiblichen Abgeordneten des Landtages Mecklenburg-
Vorpommern wie sie aus der Wahl vom 26. September
2021 hervorgingen. Keine Berücksichtigung fanden dem-
entsprechend Repräsentantinnen, die im Nachgang auf-
grund von Mandatsniederlegungen ihrer Fraktionen
nachgerückt sind. Um Auskunft über die subjektiven Ursa-
chen der Unterrepräsentation von Frauen sowie mögliche
Maßnahmen und Handlungsempfehlungen zu erhalten,
bildeten semi-strukturierte Leitfadeninterviews die
Grundlage unserer Befragung.

Im Verlauf der jeweils ca. 30-minütigen persönlichen In-
terviews wurden die Befragten zunächst in die Studie und
deren Fragestellungen eingeführt. Im Verständnis von Po-
litik als Raum sozialer Erfahrung und der damit einherge-
henden Bedeutung von Problemwahrnehmungen in Be-

zug auf die (Re-)Produktion bzw. Veränderung von gesell-
schaftlichen wie politischen Strukturen wurde drei The-
menblöcke abgefragt.

Die Fragen im Block 1 umfassten einerseits biographische
Angaben (Alter, Herkunft, Familienstand, Bildung, Beruf,
Amtserfahrung) und andererseits die Motivation für ein
Engagement in der Politik sowie die jeweiligen Themen-
schwerpunkten der Befragten. Im Block 2 wurden die sub-
jektiven Ursachen weiblicher Unterrepräsentation im
Landtag Mecklenburg-Vorpommerns, eigene negative Er-
fahrungen sowie die prinzipielle Problemwahrnehmung
mangelnder deskriptiver Repräsentation erfragt. In Block
3 wurden die jeweils präferierten Maßnahmen, um den
Anteil an Frauen innerhalb der Landespolitik zu erhöhen,
zusammengestellt. Dies gilt sowohl für die Parteiorganisa-
tion als auch weiterführende Möglichkeiten, den Einstieg

Schachkomposition:DasForschungsdesign

ErgebnisseundUmwandlung:
DieDamenkommen insSpiel4
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in die Politik zu erleichtern oder politisches Engagement
für Frauen attraktiver zu gestalten.

Alle Interviews wurden aufgezeichnet und im Anschluss
transkribiert. Die Auswertung erfolgte im Rahmen einer
qualitativen Inhaltsanalyse. Ausgehend von einem Ko-
dierleitfaden wurden die jeweiligen Blöcke analysiert und
in Bezug auf subjektive Problemwahrnehmungen und Lö-
sungsvorschläge untersucht. Damit wurden durch offene
Kodierung und Paraphrasierung von entsprechenden
Textstellen in diesem Schritt sowohl individuell-konstatie-
rende Wahrnehmungen herausgearbeitet als auch durch
einen reiterativen Prozess geteilte Perspektiven zusam-
mengeführt und verdichtet.

Da sich unser Befragungssample aus den Ergebnissen der
Landtagswahl vom 26. September 2021 ergab und nicht
alle Mandatsträgerinnen der Einladung zur Teilnahme an
der Studie folgten, bildet das Sample keine gleichmäßige
Repräsentation entlang von Parteigrenzen ab. Wie in der

Einleitung bereits betont wurde, zielt die Studie aber gera-
de nicht auf die Bestimmung vermeintlich mehrheitsfähi-
ger (Partei-)Vorstellungen, sondern betont die subjekti-
ven, nebeneinander gleichberechtigten, Wahrnehmun-
gen der Unterrepräsentation von Frauen in der Politik bzw.
Parlamentarierinnen im Landtag Mecklenburg-Vorpom-
merns.

„Und wir haben immer noch die Situation, dass

man bei der Besetzung von Posten, egal in

welcher Form, an den Punkt kommt, wo wir

feststellen: Ach so, wir brauchen ja auch noch

Frauen.“

Nadine Julitz, SPD

Methode,AuswertungsstrategieundAnonymität

Die Auswertung der Studienergebnisse behandelt das Sample aus 23 Befragten in der Folge als kollekti-

venKorpus.ExemplarischeDarstellungensubjektiv-geteilterWahrnehmungenwerdendementsprechend

in komplett anonymisierter Formwiedergegeben, umzu gewährleisten, dass keineRückschlüsse bzw. Zu-

ordnungen zu bestimmten Personenmöglich sind.Wo dies eventuell dennochmöglichwäre, wurde vorab

dieZustimmungderBefragten eingeholt.
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Bezüglich der Altersstruktur des Samples lässt sich zu-
nächst feststellen, dass sich knapp über die Hälfte der Be-
fragten in der zweiten Lebenshälfte (50 Jahre und älter) be-
finden, wobei knapp 30 Prozent davon auf die Altersgrup-
pe der 50-59jährigen entfallen. Während weiterhin die
Teilnehmerinnen im Alter zwischen 40-49 Jahren mit fast
40 Prozent die größte Gruppe der Studie darstellen, sind
lediglich zwei der Befragten jünger als 39 Jahre.

Eine entsprechende Altersstruktur besitzt
nicht zuletzt Relevanz für Fragen
nach der Vereinbarkeit von Fami-
lie und politischem Engage-
ment. Zwar haben fast alle

der 23 Befragten Kinder, sie befinden sich diesbezüglich in
Erziehungsphasen, die unterschiedliche Betreuungsinten-
sität erfordern, was dementsprechend größere Herausfor-
derungen für politisches Engagement darstellt oder mehr
Freiheit ermöglicht.

Dies gilt in ähnlicher Weise auch für den Familienstand
bzw. den damit verbundenen Möglichkeiten die Care-Ar-
beit aufzuteilen. Mehr als zwei Drittel gaben hier an ver-

heiratet zu sein, während vier Befragte be-
reits verwitwet sind. Zwei Teilnehme-

rinnen gaben als Familienstand
„ledig“ und eine „geschieden“

an.

Spieleröffnung:PersönlicheHintergründe,MotivationenundWege indiePolitik

geschieden

Abbildung4

Alter, Kinder undFamilienstand
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Zwar kann eine starke regionale Verwurzelung innerhalb
des Landes durchaus auch mit Möglichkeiten familiärer
Unterstützung einhergehen, Fragen nach der Herkunft
geben jedoch vor allem Hinweise auf Kulturalisierungs-
und Sozialisationsformen (siehe Kapitel 2: Schwarz gegen
Weiß). Hinsichtlich einer Unterscheidung zwischen Ost
und West entfällt das Gros auf in den neuen Bundeslän-

dern geborene Mandatsträgerinnen. Nur knapp ein Fünf-
tel der Befragten stammen aus den alten Bundesländern.
Diese zählen, mit genauerem Blick auf Mecklenburg-Vor-
pommern, zu jenem Drittel der Zugezogenen, das den
knapp zwei Dritteln der Repräsentantinnen gegenüber-
steht, welche direkt im Bundesland geboren oder aufge-
wachsen sind (Abb. 5).

Herkunft und regionaleVerwurzelung

Abbildung5

Herkunft und regionale Verwurzlung

15

5
3 MV

West

Ost
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Bezüglich sozioökonomischer Faktoren wie Bildungsstand
und Beruf, welche die Chancen für die konventionelle po-
litische Teilhabe grundlegend beeinflussen, lässt sich zu-
nächst festhalten, dass das Bildungsniveau der Landespar-
lamentarierinnen weit über dem der weiblichen Gesamt-
bevölkerung liegt.50 Von den 23 Befragten schlossen fünf
eine Lehre bzw. eine Berufsausbildung im dualen System
ab, 17 ein Hochschulstudium mit einem Abschluss als Ba-
chelor, Master oder Diplom bzw. einer äquivalenten Leis-
tung in der ehemaligen DDR. Weiterhin wurde eine Pro-
motion als höchster Bildungsabschluss angege-
ben.

Hinsichtlich der vor der Über-
nahme des Landtagsmandats
ausgeübten Berufe stellt sich
das Sample durchaus divers
dar. Dennoch lassen sich
einige übergeordnete

Schwerpunkte ausmachen. Neben dem öffentlichen
Dienst, bei welchem sich vor allem verwaltungswissen-
schaftliche Tätigkeiten und Bildungsberufe unterscheiden
lassen, stellen Selbstständige bzw. Freischaffende und Ju-
ristinnen, die anderen beiden größeren Gruppen dar. Un-
ter den restlichen Befragten versammeln sich Angestellte
aus verschiedenen Bereichen und Branchen.

Mit Blick auf die vorhandene Mandatserfahrung befinden
sich fast die Hälfte der Befragten in ihrer ersten Legislatur-

periode. Etwas mehr als ein Drittel halten bereits
zum zweiten Mal ein Mandat, während

vier Abgeordnete dem Landtag
Mecklenburg-Vorpommerns be-

reits ihrer dritten Legislatur
angehören. Lediglich eine

Befragte hält ihr Mandat
seit mehr als 15 Jahren.

Bildungsstand, beruflicheHintergründeundPolitikerin alsBeruf

Promotion

Abbildung6

Dauer der Zugehörigkeit zumLandtag, Berufserfahrung undBerufsausbildung
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Motivationen fürpolitischesEngagement

Die Motivationen der Abgeordneten für ihr politisches
Engagement sind vielfältig, lassen sich jedoch entlang von
zwei Kategorien ordnen. Zum einen verweisen Befragte
auf ein allgemeines und persönliches Interesse an Politik,
welche es sich aus ihren jeweiligen Idealen speist (bspw.
Freiheit, Gerechtigkeit, Menschenrechte). Politisches En-
gagement ergibt sich dann aus gesellschaftlicher Verant-
wortung heraus, im Rahmen von wertebasierter Politikge-
staltung. Einen besonderen Einfluss scheinen hierbei Pha-
sen der primären und sekundären Sozialisation zu haben;
so etwa der Grad der politischen Sozialisation innerhalb
des Elternhauses sowie gute und schlechte Erfahrungen
mit Politik bzw. den politischen Verhältnissen innerhalb
der Familie oder in Formen der politischen Bildung und
Mitbestimmungen im Schulkontext.

Zum anderen finden sich Gründe für ein politisches Enga-
gement mit Verweis auf einen spezifischen Gestaltungs-
willen, welcher einerseits in individuellen Problemlagen
und Wünschen nach direkterer Interessenvertretung
(bspw. zur Verbesserung der eigenen wirtschaftlichen oder
beruflichen Situation oder zum Erhalt von Infrastruktur
im Bereich von Schule und Kita), andererseits in der ge-
samtgesellschaftlichen Entwicklung oder Ereignissen be-
gründet liegt. Je nach Altersgruppe zählen zu derartigen
Geschehnissen beispielsweise die Deutsche Einheit und
Wendezeit sowie Gestaltungsmöglichkeiten eines damit

verbundenen Strukturwandels oder aber neuere wirt-
schaftliche, humanitäre (Flüchtlingsbewegungen) oder
ökologische (Klimawandel) Herausforderungen. Bezüg-
lich organisationaler Einflüsse finden hier tertiäre Bil-
dungs- und Sozialisationsprozesse (bspw. über private wie
berufliche Kontakte zu Parteienmitgliedern oder deren
Hochschulgruppen) einen stärkeren Niederschlag.

Quer zu den eher individuellen und gesellschaftlichen
Motivationen liegen dabei die jeweiligen Ebenen des En-
gagements, welche sich von der kommunalen über die
Landes- und Bundesebene bis hin zur Europapolitik erstre-
cken.

Es ist für Frauen nach wie vor schwer in

bestimmte Runden reinzukommen oder sich für

die Stadtvertretung, den Kreistag oder den

Landtag aufstellen zu lassen. Frauen brauchen

hier ein breiteres Kreuz und müssen auch für sich

sagen: Okay, das will ich und das kann ich auch.

Christine Klingohr, SPD



Bezüglich der Themen und Interessen decken die Man-
datsträgerinnen zwar ein breites Beschäftigungsfeld ab,
dennoch lassen sich auch hier bestimmte Schwerpunkte
erkennen. Demnach engagieren sich die Befragten durch-
aus stark in „‘weichen‘ Politikfelder[n]“51, wie etwa Sozia-
les, Bildung, Gleichstellung sowie Wissenschaft und For-
schung, gefolgt von den Bereichen Justiz, Familie, Europa,

Infrastruktur und Entwicklung, Kultur, Medien und Digi-
talisierung sowie Petitionen. Es finden sich jedoch auch
vermeintlich „harte“ Politikfelder wie Wirtschaft, Inneres
oder Haushalt und Finanzen wieder. Diese lassen sich
durch Schwerpunkte im Bereich ländlicher Raum, Ver-
braucherschutz, Migrationen und Integration sowie zahl-
reiche Einmalnennungen ergänzen.

Themenschwerpunkte

soziales
bildung

gleichstellung
justiz

landwirtschaft
familie

europa

infrastruktur&entwicklung

kultur

petitionen

wirtschaft

haushalt&finanzen ländlicher raum

migration& integration
verbraucherschutz bundesangelegenheiten

demokratie

energie

gesundheit

kindertagesstätten

kommunales

landesmarketing

religion

umwelt-, klima-& tierschutz

bauen&wohnen

inneres

medien&digitalisierung
wissenschaft& forschung

PolitischesDamengambit. EineKrise derRepräsentation inMV?42 |



Ergebnisse undUmwandlung: DieDamen kommen insSpiel 43|



PolitischesDamengambit. EineKrise derRepräsentation inMV?44 |

UnfairesSpiel –UrsachenundProblemwahrnehmungenvonUnterrepräsentation

Wie in der Einleitung bereits dargestellt haben bisher vor-
liegende Studien zur parlamentarischen Unterrepräsenta-
tion von Frauen nicht nur diverse Ursachen diskutiert,
sondern darauf aufbauend unterschiedliche Erklärungs-
modelle angeboten. Sie isolieren damit zwar wichtige Vari-
ablen, für ein umfassendes Verständnis des komplexen
Phänomens ist jedoch deren interdependentes Zusam-
menspiel zu unterstreichen.52

Mit Blick auf Umfang, Fragestellung und Anspruch der
Studie zielt die folgende Auswertung dementsprechend
ebenfalls nicht auf Vollständigkeit oder Repräsentativität
bezüglich der Gründe für die bestehende Unterrepräsenta-
tion von weiblichen Mandatsträgerinnen im Landtag MV.
Ihr Beitrag liegt in der Darstellung subjektiver und damit
vor allem selektiver Wahrnehmungen von Ursachen und
Problemen, welche sich in drei übergeordneten Bereichen
verorten lassen.

Institutionelle Ursachen adressieren diesbezüglich so-
wohl die Parteien an sich wie auch das Bild bzw. die Aufga-
benstellung von Politiker:innen als Beruf. Betrifft letzteres
Problem zunächst grundsätzlich beide Geschlechter, er-
weist sich die Vereinbarkeit von Familie und Beruf auf-
grund der geschlechtsspezifischen (Care-)Arbeitsteilung
und damit verbundenen Doppelbelastung gerade für Frau-
en als problematisch für politisches Engagement,

insbesondere in bestehenden Strukturen. In einem dritten
Problembereich werden kulturel le Ursachen identifi-
ziert, welche die Unterrepräsentation zu erklären versu-
chen. Abseits bestehender Rollenbilder und Sozialisations-
prozesse, werden hier vor allem Unterschiede in der Streit-
und Diskussionskultur sowie der Kompetenzeinschätzung
zwischen Männern und Frauen als Hemmnisse für politi-
sche Beteiligung identifiziert.

In vielen, nicht in allen, Beziehungen sind

Rollenbilder noch ganz klar traditionell

aufgeteilt. Da gibt es wenig Verständnis für

Frauen, wenn sie selten zuhause sind, sie mal

weniger Zeit für die Familie haben und diese

dann hinten anstehen muss. Mit Blick auf ein

politisches Engagement schreckt das viele Frauen

ab.

Eva-Maria Kröger, DIE LINKE
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Königssicherheit – InstitutionelleUrsachen fürdieDominanzdesFlügels

PARTEIEN

Institutionalistische Problemwahrnehmungen zur Unter-
repräsentation von Frauen operieren generell unter der
Prämisse, dass Parteien, samt ihrer internen Organisation
(Strukturen, Prozesse und Normen), selbst als gate keeper

und damit Weichensteller für politische Beteiligung und
Teilhabe fungieren. Im Rahmen von möglichen Innovati-
onen haben Parteien prinzipiell den Schlüssel für Refor-
men in der eigenen Hand. Sie werden damit jedoch nicht
als einheitliche Akteure beschrieben, sondern bleiben
über die Interessen, Konflikte und Machtkonstellationen
zwischen ihren Mitgliedern und Zusammenschlüssen be-
stimmt.53

ALLGEMEIN

In einem ersten Zugriff werden dementsprechend recht
allgemeine Wahrnehmungen zu institutionellen Proble-
men der Parteien vorgebracht, etwa, dass sich Unterreprä-
sentation über ein anhaltendes Missverhältnis in den

bestehenden Mitgl iederstrukturen reproduziert: „Ich
glaube, das hat schon einfach damit zu tun, dass die Unter-
repräsentanz auch in den Parteien tatsächlich schon da
ist.“ Sie findet in den Parlamenten daher mitunter deshalb
statt, weil sie „im Prinzip auch das politische Verhältnis in
den Parteien wider[spiegelt].“ Dass „einfach viel mehr
Männer immer noch da sind in den verschiedenen Struk-
turen“ und Politik nach wie vor als ein „sehr männlich ge-
prägtes Umfeld“ wahrgenommen wird, ergibt sich also

beinahe zwangsläufig. Als problematisch gilt hier ein feh-
lendes Bewusstsein für Fragen der Gleichstellung bzw. ei-
ner deskriptiven Repräsentation: „So wirklich dafür Anträ-
ge machen möchte man nicht, weil man meint, es ist alles
gut. Ich habe immer den Eindruck gehabt, dass das so die
Denke ist, bei den Herren der Schöpfung jedenfalls. Und
auch bei einigen Frauen. Vor allen Dingen bei den Frauen,
die viel erreicht haben.“

STRUKTUREN

Hierbei handelt es sich jedoch zunächst nur um deskripti-
ve Charakterisierungen, die nicht als eigentliche Ursache
adressiert werden. Problematisch wird eine entsprechende
Dominanz erst in Folge von Pfadabhängigkeiten, welche
die Organisations- und Machtstrukturen der Parteien prä-
gen. Der Umstand, dass wichtige „Schlüsselpositionen
häufig noch mit Männern besetzt sind“, wird demnach
vor allem als strukturelles Problem derer gesehen „die halt
jetzt in Machtpositionen sind, die das auch nicht abgeben
wollen.“

Problematisch scheinen diesbezüglich jedoch weniger ein
rein männlicher „Wille zur Macht“, sondern die dahinter-
stehenden Strukturen und Netzwerke : „Ich nehme
wahr, dass Männer sich besser vernetzen können als Frau-
en.” Jedoch gilt auch hier, dass es sich nicht allein um das
Problem handelt in „bestimmte Runden reinzukommen”
bzw. zeitlich an ihnen teilzunehmen, sondern dass Frauen
abseits davon vielfach keinen strukturellen Gegenpol zu
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entsprechenden Netzwerken liefern können: „Also wir
sind einfach in der Masse noch nicht so professionell auf-
gestellt. Professionell ist vielleicht der falsche Ausdruck,
aber [...] die Männer, die machen das eben schon seit Jahr
und Tag.“

Gerade deshalb erweisen sich jedoch unzureichende Zu-

gänge zur Polit ik bzw. eine mangelnde Förderung

durch die Parteien weiterhin als Problem. Die Rekrutie-
rung von politischem Nachwuchs bewegt sich auf kom-
munaler Ebene vielfach in alten Strukturen (Nachwuchs-
organisationen) und Formaten („verräucherte Gaststätte
im ländlichen Raum“), die in der Regel abends stattfinden,
zeitlich nicht begrenzt sind und Frauen daher unattraktiv
erscheinen. Innerhalb von Parteistrukturen fehlt es im An-
schluss oft an der spezifischen Förderung von Frauen, die
zum einen notwendig wäre, um Vernetzung zu erleichtern
und zum anderen, um Mitglieder für (Listen-)Kandidatu-
ren zu gewinnen: „Ich glaube, das braucht es halt. Dieses
proaktive Fördern von Frauen darin, sich dann eben doch
bereitzuerklären und ein Amt zu übernehmen.“

NOMINIERUNGUNDVERTEILUNG

Durchaus wird der Einfluss, welcher sich durch gefestigte
Par tei- und Machtstrukturen auszeichnet, in denen
„einfach lange Zeit viele Männer [...] hauptamtlich die
Mandate innehatten“, bei der Nominierung von Wahllis-
ten und Direktwahlkreisen als institutionelle Ursache für
die Unterrepräsentanz erkannt: „Wenn die Frauen dann da
sind, müssen sie ihren Platz finden und meistens erkämp-
fen [...], was nicht einfach ist, weil der Weg einfach wirk-
lich steinig ist.”

Ein erfolgreiches „Hocharbeiten in der eigenen Partei, um
zu einem aussichtsreichen Listenplatz zu kommen“ hängt
damit nicht zuletzt vom Erfolg der eigenen Vernetzung

ab, „[weil] es auch darum geht, wer schlägt wen vor? Wer
protegiert wen?“ Einflussgrößen sind damit nicht allein
oder nicht immer die fachlichen Kompetenzen, sondern
oft die Unterstützung führender und/oder anerkannter
Parteimitglieder. Problematisch für Patronage und Unter-
stützung kann jedoch durchaus werden, „dass man eben
auch mal jemand ist, der abweichend ist von bestimmten
Meinungen [...]. Und ja, dann hat man schnell eben mal
nicht die Unterstützung von entsprechenden Personen.”
Demokratische Wahlen können bei der Vergabe von Lis-
tenplätzen dann auch als Sanktionsmechanismus ent-
fremdet werden.

Gegenüber fehlenden Quotierungen bzw. der nicht-pa-
r itätischen Vergabe von Listenplätzen als konkrete
Ursache von Unterpräsentation zielen unterschiedliche
Wahrnehmungen hier jedoch stärker auf die Frage,

Netzwerken ist etwas, was Männer über die

Jahrhunderte gelernt haben, und ich glaube, dass

wir Frauen das noch besser machen können.

Bettina Martin, SPD
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inwiefern es sich um adäquate Lösungen für eine gute sub-
stantielle Repräsentation handelt. Interessant ist diesbe-
züglich aber die Problematisierung entsprechender Maß-
nahmen in Bezug auf das Wahlsystem bzw. Listen- und
Direktmandate: „Wenn wir nur Liste wählen, hätten wir
50 Prozent Frauenanteil im Parlament. Da wir aber leider
dieses Verhältnis in den Wahlkreisen nicht so haben, geht
das noch nicht ganz auf.“ Ein fehlendes Commitment zur
quotierten Nominierung von Direktwahlkreisen ma-
che daher Werkzeuge wie Reißverschlusslisten obsolet und
verhindere bzw. umgehe hier das mögliche Ziel paritätisch
besetzter Landtagsfraktionen.

Nominierungsprozesse in der Ortsgruppe begünstigen
hier weiterhin männliche Kandidaten. Einerseits, weil die
„attraktiven Wahlkreise auch ganz oft dann eben von

Männern besetzt werden, die auch gut mit Ellenbogen
unterwegs sind“ und von ihrer guten Vernetzung oder et-
waigen Nachfolgereglungen profitieren. Andererseits, weil
die Suche nach Kandidat:innen vor Ort „immer noch sehr
männerlastig“ ist bzw. die Hemmnisse abendlicher Sitzun-
gen „in einem Ortsverein oder vielleicht in einer Fraktion
im Kreistag zu sitzen für Frauen einfach zu groß“ sind.

Fragen der Quotierung gehen zudem über den Wahlgang
hinaus, beispielsweise mit Blick auf die Besetzung von Re-
gierungs-, Landtags- und Parteiposten. Sofern an dieser
Schnittstelle keine paritätische (Doppel-)Besetzung gere-
gelt ist, dominieren auch hier weiterhin oft Männer die
Strukturen und Rekrutierungsprozesse : „Da ist es auch
wieder: Fraktionsvorsitzende. Bei den LINKEN ist es eine
Frau, bei den anderen ist es überall ein Mann.“
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Politiker:in alsBeruf

Jenseits des institutionellen Arrangements der Parteien,
wird vor allem das Berufsbild der Politiker:in als eine
Ursache für Unterrepräsentation wahrgenommen. Ers-
tens, weil die hauptberufliche Ausübung eines Mandats
nicht nur sehr viel Zeit in Anspruch nimmt, in welcher
man als Ansprechpartner:in stets zur Verfügung stehen
muss, sondern weil sie vor allem wenig Flexibilität er-
möglicht: „Es sind die Arbeitszeiten. [...] so nach Plan und
nach Termin, die andere Leute einem geben. [...]. Und es
sind Zeiten, die beginnen nicht morgens um sechs und die
enden nicht abends um 20 Uhr.” Zusätzlich zu den festen
Landtags-, Partei- und Ausschusssitzungen, die in Sit-

zungswochen oft ohne zeitliches Limit, „drei Tage bis Mit-
ternacht gehen und dann steht ihr morgens halt wieder
auf“, führt demnach vor allem „das Drumherum, was
noch dazu kommt an Öffentlichkeitsarbeit, an inhaltli-
cher Arbeit, Vorbereitungszeit, Nachbereitungszeit” zu je-
nen „Zwölf-Stunden-Tagen”, in denen es sich schwierig
gestaltet, die Betreuung von Kindern und pflegebedürftige
Angehörigen sicherzustellen.

Zweitens endet gerade in der Landespolitik der Arbeitstag
jedoch nicht nach Dienstschluss, sondern die berufliche
Tätigkeit wirkt hier prinzipiell zeitentgrenzend : „Wenn
man zu Vereinen, Verbänden muss. Das ist halt hauptsäch-
lich Ehrenamt [...] und es ist halt eher im Nachmittags-,
Abendbereich; genauso wie parteiliche Gremienarbeit.“
Fast alle Landtagsabgeordneten engagieren sich demnach
weiterhin in der Kommunalpolitik (Ortsverein, Kreistag,
Bürgerschaften etc.) und diversen anderen Ehrenämtern:
„Das wird auch ein ganzes Stück weit erwartet [...] Und das
kumuliert alles miteinander.“ Ihr Beruf als Politikerin
nimmt sie entsprechend außerhalb der eigentlichen Ar-
beit, zu familien- und partnerschaftsunfreundlichen Uhr-
zeiten, in Anspruch, wodurch eine Trennung zwischen Be-
ruf, Ehrenamt und (Familien-)Freizeit aufgelöst wird:
„Und das ist das Hauptproblem.“

Politik ist ein Beruf, der sehr zeitaufwändig und

nur schwer mit Familien- und Erwerbsleben

vereinbar ist. Um Hürden zu überwinden,

brauchen Frauen starken Rückhalt und der ist

nicht überall gegeben.

Simone Oldenburg, DIE LINKE
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VomGlück imSpiel: Vereinbarkeit vonFamilie undBeruf

Zwar sehen sich beide Geschlechter entsprechenden Her-
ausforderungen des Berufsbildes gegenüber, die Verein-

barkeit von Familie und Beruf gestaltet sich aber, mit-
unter aus einer Care-Perspektive heraus, „für Frauen ein-
fach schwieriger als für Männer.“ In der subjektiven Pro-
blemwahrnehmung, die hier ausnahmslos von allen Be-
fragten adressiert wurde, geht es allerdings nicht darum
Männern in irgendeiner Weise zu unterstellen, „dass sie
sich nicht um ihre Familien kümmern wollen und nicht
auch Zeitfenster brauchen.” Es wird vielmehr unterstri-
chen, dass es für Frauen immer schon schwieriger gewesen
sei Familie und Beruf zu vereinbaren: „Da braucht man
sich auch nichts vormachen [...]. Unabhängig, ob das jetzt
Politik oder aber der Beruf an sich ist.” Probleme bezüglich
der Vereinbarkeit von Familie und politischer Karriere
schlagen sich somit unmittelbar auf die Unterrepräsenta-
tion von Frauen in der Politik nieder. Politische Arbeit, die
es erfordert sich „innerhalb der Partei erst einmal bekannt
zu machen und bewähren”, was wiederum mit „vielen
Abendterminen, langen Sitzungen, Wochenendterminen
ohne Ende, Parteitagen, Konferenzen, Workshops” ein-
hergeht, schreckt viele Frauen ab, vor allem „solange sie
noch die Hauptlast [...] oder Hauptfreude” der Familienar-
beit tragen.

Entgrenzte Arbeitszeiten und ständige Verfügbarkeit er-
schweren es vor allem einer bestimmten Gruppe, den jun-
gen Müttern, ihr Engagement für eine politische Karriere

mit ihren Aufgaben für die Familie unter den sprichwörtli-
chen Hut zu bekommen: „Je jünger man ist und je mehr
Aufgaben man in der Kinderbetreuung hat, umso schwie-
riger ist es.“ In Verbindung mit fehlenden Betreuungsmög-
lichkeiten führt dies mitunter dazu, dass Mandatsträgerin-
nen ihre Aufgaben nicht immer wie gewünscht wahrneh-
men können: „Dann fehlen mir halt zwei Stunden Sitzung
am Ende. Das ist nicht fair und das sind Sachen, daran
muss man arbeiten.“ Das Problem stellt sich jedoch nicht
nur jungen Abgeordneten mit Erziehungsaufgaben, son-
dern ist auch ein Thema bei der Betreuung von pflegebe-
dürftigen Familienangehörigen. Die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf, „das ist das, was nicht gut funktioniert.”

„Es ist für Frauen immer noch ungleich

schwieriger, Beruf, politisches Engagement und

Privatleben unter einen Hut zu bringen. Dies ist

nach wie vor eine große Hürde – auch wenn

Frauen sehr gerne eine politische Funktion

übernehmen würden.“

Jeannine Rösler, DIE LINKE
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Zudem kommen spezifische Hindernisse hinzu, die gerade
junge Mütter daran hindern können ihr politisches Man-
dat auszuüben. So besteht etwa für die Wahrnehmung ei-
nes Mandats im Landtag MV keine Möglichkeit zur Vertre-
tung, wodurch beispielsweise der gesetzlich verankerte
Anspruch auf Elternzeit hinfällig wird: „Ich habe mich
versucht ein bisschen an diese Mutterschutzzeit zu halten.
Aber selbst die interessiert im Grunde genommen keinen,
weil in dieser Zeit bin ich zwar entschuldigt, aber ich fehle
als Stimme im Parlament.”

Selbst wenn Frauen jedoch bereit sind Funktionen und
Ämter zu übernehmen, stellt sich politisches Engagement
für sie angesichts der Unvereinbarkeit von Familie und

Beruf damit oft als Entweder-Oder-Entscheidung dar.
Dies gilt besonders, wenn abseits staatlicher Betreuungs-
angebote, keine ausreichende Unterstützung für die Care-
Arbeit (Erziehung und Pflege) aus dem familiären Umfeld
(Partner, Eltern) vorhanden ist: „Das ist die Lebenswirk-
lichkeit. Und wenn es hart auf hart kommt, geht der Frau
in der Regel die Familie vor. In einem stärkeren Maße als es
bei einem Mann der Fall wäre.”

In (hohen)ÄmternmitWürde–KulturelleUrsachenzwischenSkrupel undZutrauen?

ROLLENBILDER

Aus kultureller Perspektive erschließt sich ein unmittelba-
rer Bezug zur Vereinbarkeit von Familie und Politik zu-
nächst aus zweierlei Sicht. Einerseits geht die Wahrneh-
mung, dass es als Frau schwieriger sei Familie und die poli-
tische Tätigkeit miteinander zu vereinbaren, auf die
Selbstzuschreibung einer Mutter rolle und den Wunsch
zurück, diese in der Familie auszufüllen („ich finde Mutter
zu werden und Mutter zu sein, ist etwas unglaublich Schö-
nes“). Dies steht jedoch durchaus in Konflikt mit anderen
Ansprüchen, Zielen und Rollen.: „Man ist ja da immer in
dem Zwiespalt zwischen Rabenmutter und irgendwie Kar-
rierefrau.“ Andererseits werden Fremdzuschreibungen

eines traditionellen und eindimensionalen Frauen-

bilds , „die Frau, die ist zu Hause, die kümmert sich um die
Kinder“, angelegt und Probleme der Vereinbarkeit unter-

schiedlicher Rollen mangelnder Leistungs- und Organisa-
tionsfähigkeit angelastet: „Beruf und Mutter sein – auch
wenn uns jetzt immer eingeredet wird, das ist einfach – das
ist verdammt nochmal nicht einfach!“ Während es für ei-
nen Mann demnach „normal“ ist, seine Karriere zu verfol-
gen, daher weniger an der Care-Arbeit teilzuhaben, und er
„das auch kann, weil die Frau hält ihm ja den Rücken frei“,
werden Frauen hier mitunter „falsche“ Prioritäten unter-
stellt bzw. Entscheidungen für das eine oder andere abver-
langt. Durchaus wahrgenommen wird jedoch, dass jünge-
re Männer vermehrt einen „anderen Blick auf Rollenbilder
haben [...] und eben auch die Familienarbeit ein großes
Stück weit übernehmen“ bzw., dass andere Familienmo-
delle Akzeptanz finden.

Weiterhin werden (histor ische) Sozialisationsprozesse

von Mädchen und Frauen als Ursache für ein anderes
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Verhältnis zur Politik ausgemacht: „Das klingt jetzt blöd,
aber ich glaube, Frauen sind einfach eher nicht so poli-
tisch wie Männer.“ Aufgrund „anderer Interessenlagen“
oder anerzogener Zurückhaltung im Bereich des Politi-
schen, „tun sich Frauen mit Parteimitgliedschaften eher
schwerer als Männer“ bzw. sind es nach Parteieintritten
„eben oft die sozialen Themen, die unter den Nägeln bren-
nen“ und für Zurückhaltung bei Kandidaturen sorgen
(„Teamgedanke“, „mit weniger Ego“). Mangelndes Selbst-
bewusstsein, Ehrgeiz, Bescheidenheit oder Konfliktscheue
werden diesbezüglich sowohl als altmodisches Denken
und Verhalten gedeutet, das es zu überwinden gilt, wie
auch als Form einer speziell weiblichen Reflexion der eige-
nen Fähigkeiten und Kompetenzen.

KOMPETENZEINSCHÄTZUNG

Persönlicher Antrieb und Mut werden demnach zwar
zweifellos gebraucht, um Ansprüche und Ambitionen an-
zumelden und entsprechende Widerstände auszuhalten.
Unterschiedl iche Kompetenzeinschätzungen zwi-

schen Männern und Frauen führen dennoch dazu, dass
sich weniger Frauen um Aufgaben und Positionen bewer-
ben. Betont wird hier mitunter die subjektive Wahrneh-
mung hinsichtlich des eigenen Anspruchs Politik zu ma-
chen: „Wenn ich mich melde für ein Amt oder kandidiere,
dann muss ich irgendwie das Gefühl haben, ich habe da
Kompetenzen.“ Gegenüber einer Reflexion der eigenen

Fähigkeiten oder eben, in anderer Wahrnehmung, einem
mangelnden Selbstbewusstsein von Frauen, sind Männer
„mit sich selber ein bisschen großzügiger […] an dieser
Stelle.“ Selbstbewusstsein laufe hier jedoch durchaus

manchmal Gefahr mit „Selbstüberschätzung“ verwechselt
zu werden: „Sie sagen: „Ja okay, ich kann das auf jeden Fall
und ich übernehme diese Funktion“, aber ohne genau zu
überlegen: „Habe ich die Kompetenzen?“, nicht nur die
fachlichen, sondern vielleicht auch die sozialen Kompe-
tenzen, um diese Aufgabe zu übernehmen.“

Während einerseits die Eigenverantwortung betont wird,
Selbstbewusstsein an den Tag zu legen, seinen Wert zu
kennen, sich selbst auszuprobieren und den Hut in den
Ring zu werfen und „manche Frauentypen“ dahingehend
auch keine Nachteile erkennen, wird andererseits der As-
pekt des Gefragt-werden-Wollens adressiert: „Ihr müsst
die Frauen ansprechen und fragen, ob sie das nicht ma-
chen wollen, weil von alleine kommen die nicht auf die

Die Hemmnisse in einem Ortsverein oder

vielleicht in einer Fraktion im Kreistag zu sitzen

sind für Frauen einfach groß. Diese Sitzungen

finden alle am Abend statt. Und die

Kreisgebietsreformmit den damit verbundenen

weiten und langen Fahrwegen ist da nochmal ein

zusätzliches Hemmnis geworden.

Dr. Sylva Rahm-Präger, SPD



Idee oder weniger als vielleicht Männer das tun würden.“
Dies gilt zumindest dann, wenn man weibliche Perspekti-
ven aktiv einbinden und nicht durch eine Anpassung an
ein „männliches“ Politikverständnis bzw. ein Verhalten,
„das einem eigentlich fremd ist“, erreichen will.

STREIT- UNDDEBATTENKULTUR

Eine letzte kulturelle Ursache für die anhaltende Unterre-
präsentation von Frauen wird ebenfalls auf Unterschiede
zwischen Männern und Frauen bezüglich der Herange-
hensweise an Politik bzw. politische Diskussionen und De-
batten zurückgeführt. Als problematisch wird hier zu-
nächst der generell gewöhnungsbedürftige Umgangston

in Parlament und Politik angesehen („Kloppe-Debat-
te“, „Hahnenkämpfe“), der ein dickes Fell erfordert und
bisweilen in persönliche Attacken hineinreicht: „Also, ich
kann viel ab und bin da sicherlich auch jetzt nicht beson-
ders zart besaitet, aber mich schreckt das schon etwas ab,
muss ich sagen.“ Dies gilt unabhängig davon, ob eine sol-
che Art der Auseinandersetzung bzw. die Trennung zwi-
schen politischer Debatte im Plenum und politischer Dis-
kussion in der Lobby als speziell männliche Eigenart wahr-
genommen wird.

Männliche Streitkultur und Debattenkulturen werden
bisweilen als dominant („Das sind wirklich teilweise Ver-

haltensweisen, wo ich mich frage, ob wir wieder in der
Steinzeit angekommen sind. Da wird auf den Tisch gehau-
en.“), selbstinszenatorisch („jeder Mann muss einmal was
gesagt haben, Hauptsache, er hat was gesagt und alle sagen
dann dasselbe“), geltungsbewusst („Monologe“ statt Dis-
kussion) oder rechthaberisch („Männer [...] haben schon
eine sehr, sehr klare Überzeugung von der Richtigkeit ihrer
Meinung und sind auch gar nicht scheu, das auch durch
einen bestimmten Tonfall, den sie dann im Miteinander
anstoßen, zu bekräftigen.“) wahrgenommen. Damit herr-
schen Formen der politischen Auseinandersetzung vor,
die für Frauen als durchaus abschreckend beschrieben
werden.

Ich glaube, dass bei uns Frauen, die sich trauen,

wirklich alle Türen offenstehen. Aber es ist ein

mühseliges Geschäft Frauen für ein Engagement

in der Politik zu interessieren und den Schlüssel

derWeisheit haben auch wir noch nicht

gefunden.

Martina Tegtmeier, SPD
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DemRestDeutschlands 50Jahre voraus: Das erste reinweiblichePräsidiumeines deutschenLandesparlamenteswirkte in der 6. Legislatur-
periode von2011 bis 2016 imSchweriner Schloss. Von links: Vizepräsidentin SilkeGajek (BÜNDNIS90 /DieGrünen), Landtagspräsidentin
Sylvia Bretschneider (SPD), Vizepräsidentin BeateSchlupp (CDU), VizepräsidentinRegine Lück (DIE LINKE).
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Verlustspiele –NegativeErfahrung inundmitPolitik

Subjektive Problemwahrnehmungen stellen mehr oder
minder abstrakte Reflexionen über die damit verbundenen
Ursachen von Unterrepräsentation von Frauen im Land-
tag dar. Ebenso wie sich jedoch oft konkrete Motivationen
oder Ereignisse für ein Engagement in der Politik ausma-
chen lassen, finden sich auch negative Erfahrungen, die
politische Beteiligung hemmen bzw. gar verhindern kön-
nen. Vierzehn der dreiundzwanzig Interviewten haben
diesbezüglich angegeben, dass sie selbst im Laufe ihrer po-
litischen Karriere bereits negative Erfahrungen gemacht
haben, wobei sich diese bei neun Befragten mitunter auf
Diskriminierungen beziehen, welche sie als Frau erlebt
haben.

Sexismus zählt hierbei zu einem gängigen Motiv, welches
jedoch unterschiedliche Ausprägungen findet. Beispiels-
weise in sexistischen Kommentaren und abfälligen Äu-
ßerungen in Bezug auf Äußerlichkeiten (Haare, Make-Up,
Kleidung), wobei hier Frauen mitunter selbst als „die größ-
ten Feinde der Frauen“ adressiert werden, oder in der
männlichen Umdeutung weiblichen Verhaltens . Gilt
das Zulassen von Emotionen bei Männern als Stärke oder
wird kämpferisches Auftreten mit Überzeugungskraft
gleichgesetzt, gilt entsprechendes Verhalten bei Frauen als
schnippisch oder hochmütig bzw. wird als weibliche
Schwäche oder Emanzentum abgetan: „Eine Frau wird
dann immer gleich in diese Ecke geschoben. Du bist zickig,
du bist emotional, du bist eine Hexe.”

Damit verbunden werden weitere „typische“ Vorurteile,
beispielsweise über weibliche Rollenbilder, weibliches
Handeln und weibliche Interessen, welche sich mitunter
in abfälligen und übergr iff igen Kommentaren , bezüg-
lich der Vereinbarkeit von Familie und Beruf nieder-
schlagen bzw. das angestrebte Ideal konterkarieren:
„Da habe ich nicht selten schon Kommentare bekommen,
warum ich überhaupt stille. Ich könnte auch einfach
die Flasche geben, dann könnte ja auch der Vater das ma-
chen.“

Weiterhin wurden Sexismuserfahrungen in Bezug auf die
unterschiedliche Bewer tung von Kompetenzen ge-
schildert. Um in der Debatte ernst genommen zu werden,
wird von Frauen „doch nochmal eine Schippe mehr Fach-
lichkeit und Wissen erwartet.“ Ist es für Männer mitunter
ausreichend ihre Argumente sicher und überzeugend vor-
zutragen, müssen sich gerade Frauen zu Beginn anders be-
weisen: „Wenn eine Frau kommt, die muss erst mal alles
richtig, richtig gut machen und bloß keinen Fehler

Ich muss immer lachen, wenn die Themen, in

denen Frauen etwas bewegen können, von

Männern intern ausgedacht werden.

Sandy van Baal, FDP
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machen. Da wird erst mal geguckt, kann die das über-
haupt.“ Aufgrund fehlender Anerkennung bzw. mangeln-
den Respekts, werden Redebeiträge – im Landtag beispiels-
weise durch Zwischenrufe – permanent unterbrochen,
sachliche Argumente ignoriert oder persönliche Attacken
registriert: „Das war bei mir so ein Erlebnis mit einer Kolle-
gin, [...] die von einem Mann so angegriffen wurde, wo ich
dachte, das würdest du nie bei einem Mann machen.”

Zweifel an ihrer Kompetenz führten die Befragten jedoch
nicht nur auf die Unterscheidung Mann/Frau , sondern
teilweise auch auf alt/jung zurück. In ganz ähnlicher
Weise findet sich hier das Motiv, dass sich die Jugend bzw.
intersektional junge Frauen („Enkeltochtermentalität“)
aufgrund mangelnder Lebenserfahrung gegenüber der Se-
niorität erst einmal beweisen müssen: „Viele Menschen,
die Politik machen, sind [...] in der zweiten Lebenshälfte
und tun sich ein bisschen schwer damit junge Leute wirk-
lich auf Augenhöhe zu betrachten.“ Bereits gemachte Er-
fahrungen, beispielsweise aufgrund des persönlichen Hin-
tergrunds und Lebenswegs, werden damit jedoch einfach
negiert.

Unter die geschilderten negativen Erfahrungen fallen zu-
dem Integrations- bzw. Exklusionsprozesse innerhalb

der Partei , wie sie zuvor bereits im Kontext der Netzwerk-
bildung kurz aufgegriffen wurden. Eine gemeinsame, für
das politische Gespräch notwendige vertrauensvolle At-
mosphäre ergibt sich für Männer hier oft aus persönlichen
Gesprächen abseits der eigentlich Partei-, Sitzungs- und
Gremienarbeit; jenen „Hinterzimmer- und „Biertischge-

sprächen“ zu denen Frauen entweder keinen Zugang be-
kommen oder, beispielsweise aufgrund familiärer Ver-
pflichtungen, keinen Zugang wollen: „Insofern habe ich
schon auch erlebt, [...] dass Männer, von denen ich dach-
te, was qualifiziert die eigentlich, sehr stark an mir vorbei-
gezogen sind, weil ich einfach nicht so ein Zeitbudget hat-
te, mich abends noch auf ein Bier mit den richtigen Leu-
ten zu treffen.” Derartige „Versäumnisse” sind demnach
vor allem langfristig mit Konsequenzen für den eigenen
Stand, aber auch die generelle Zusammenarbeit innerhalb
der Partei verbunden: „Alles ältere Herren und irgend-
wann da tauchte ich da auf. Da war eine eisige Stimmung.
Es wurde nicht so offen gesprochen, wie man sich das ei-
gentlich vorstellt, weil da jetzt plötzlich eine junge Frau
dazwischen war.”

Damit verbunden sind mitunter auch Erfahrungen der
mangelnden Unterstützung durch die Partei als solches
bzw. innerparteil iche Konflikte , beispielsweise bei Lis-
ten- oder Direktwahlkreiskandidaturen, sowie fehlende
Solidarität sowohl durch männliche als auch weibliche
Netzwerke.

Schlechte Erfahrungen wurden darüber hinaus bezüglich
des öffent lichen Umgangs mit Politiker:innen ge-
macht, welche von der zunehmenden Verrohung des Dis-
kurses (gewaltbereite Sprache) über Diffamierungskampa-
gnen bis hin zu physischen Angriffen auf die eigene Per-
son bzw. das eigene Haus reichen.
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Wenn deskriptive Repräsentation, aus theoretischer Per-
spektive, prinzipiell keine hinreichende Bedingung für
das Funktionieren politischer Repräsentation darstellt,
muss ein genaueres Augenmerk auf die generelle Wahr-
nehmung weiblicher Unterrepräsentanz als Problem ge-
legt werden. Diesbezüglich konnten drei Stoßrichtungen
ausgemacht werden, die zu erschließen versuchen, warum
deskriptive Formen als notwendige Bedingungen für das
Gelingen politischer Repräsentation angesehen werden
können. Zusammenfassend empfinden 19 (82,61 Prozent)
der 23 der Befragten das Missverhältnis zwischen männli-
chen und weiblichen Mandatsträger:innen als problema-
tisch, während vier Interviewte (17,39 Prozent) eine kon-
träre Position vertreten.

Im Sinne eines formal-deskr iptiven Arguments wird
Unterrepräsentation weiblicher Abgeordneter als Problem
wahrgenommen, weil dadurch die in der Gesellschaft vor-
herrschenden Verhältnisse nicht entsprechend abgebildet
werden. Einerseits gilt die Vorstellung einer „Spiegelbild-

funktion“ des Landtags, welche der gleichberechtigten
Teilhabe am politischen Entscheidungsprozess Ausdruck
verleihen soll, allgemein für die Vielfalt und Diversität von
über einer Million Einwohner:innen in Mecklenburg-Vor-
pommern, die gegenwärtig von nur 79 Abgeordneten ver-
treten werden sollen. Anderseits wird parlamentar ische

Geschlechterpar ität als grundlegendster Aspekt identi-
fiziert, den es diesbezüglich umzusetzen gelte: „Zumindest
beim Kriterium Männer/Frauen müsste es doch irgendwie
möglich sein.“ Mit Blick auf Fragen der Interessenvertre-

tung gilt dies jedoch nicht nur für die Vertretung im Parla-
ment, sondern auch für Parteistrukturen und -posten:
„Wir stellen die Hälfte der Weltbevölkerung [...] dann müs-
sen wir uns hälftig auch in der Repräsentation unserer In-
teressen wiederfinden.“

Substantiel l -deskr iptive Argumente weisen über die
rein paritätische Beteiligung von Frauen hinaus und beto-
nen die notwendige Ergänzung von Politik um weibliche
Perspektiven. Eine proportional stärkere Repräsentation
von Männern in Parlamenten führe demnach dazu, dass
viele Themen „wirklich rein männlich gespielt werden“
und Männer ihre „Position praktisch zum Maßstab für die

Spiel inUnterzahl: ProblemwahrnehmungenweiblicherUnterrepräsentanz

Und wenn Frauen nun mal in bestimmten

Dingen eine gleiche Kompetenz haben wie

Männer, warum sollen sie dann nicht Ämter

bekleiden? Ich kann verstehen, dass das für

Männer neu und beunruhigend ist, aber da sage

ich mal: ‚Herzlich willkommen in unserem Leben

der letzten Jahrzehnte.‘

Mandy Pfeifer, SPD
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anderen machen.“ Dies gilt beispielsweise für die Identi-

f ikation von Problemen , denn „was von Männern nicht
wahrgenommen wird, wird von ihnen auch nicht ver-
folgt.“ Gerade im sozialen Bereich (Kita, Schule, Familie)
oder generell bei Themen, die überwiegend Frauen be-
treffen, sind Probleme so oft „nicht präsent“ bzw. werden
„viele Sachen nicht so angesprochen, wie sie angespro-
chen werden könnten.“

Frauen bringen dementsprechend aber nicht nur wert-

volle Sichtweisen mit, sondern auch eine andere Her-

angehensweise an Probleme bzw. ein vielleicht eher
praktisches als technischen Denken ein und können „auf-
grund eigener Erfahrungen, ganz anders agieren und ent-
scheiden.“ Gute politische Entscheidungen setzen dem-
nach eine Balance voraus, die am besten durch eine paritä-
tische Repräsentation von Männern und Frauen herge-
stellt werden kann; nicht zuletzt, weil so die breite inhalt-
liche Abdeckung abseits von „Frauenthemen“ gewährleis-

tet wird. Wenn es dagegen „eine Gruppe von Leuten gibt,
die sich so sehr ähneln, dass sie gar keine anderen Meinun-
gen mehr einbeziehen können, dass das Spektrum dieser
Meinungsfindung so eng wird, dann kann ich die Proble-
me dieser Zeit nicht mehr lösen.“

Gegenüber einer männlichen Streit- und Debattenkultur,
die von Frauen mitunter abschreckend und damit als eine
Ursache von Unterrepräsentation wahrgenommen wird,
zielen kulturell-diskursive Argumente auf eine kon-
struktive Veränderung der politischen Auseinanderset-
zung für weibliche Mandatsträgerinnen: „Ich will mich
gerne in der Sache streiten. Ich will mich gerne fachlich
auseinandersetzen. Aber diese verbalen Angriffe, die es da
manchmal gibt, dem möchte man sich wirklich nicht aus-
setzen.“ Einer weiblichen Streit- und Debattenkultur wird
hier eine „Mittlerfunktion“ zugeschrieben, weil sie eine
sachliche, empathische, kompromissbereite und dabei
effiziente Diskussion favorisiert, die weniger auf Geltung

Abbildung7

Wahrnehmung von
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und Macht abzielt, sondern der es darum geht „wirklich
auch Argumente auszutauschen“ um Probleme gemein-
sam zu lösen. Damit stehen weniger das „Gewinnen“ des
Arguments oder die „Richtigkeit“ des eigenen Stand-
punkts im Fokus als vielmehr der Rundumblick für die Re-
aktion der Anderen, ein konstruktives bzw. empathisches
Miteinander und die prinzipielle Möglichkeit, die eigene
„Meinung korrigieren und anpassen“ zu können. Eine
stärkere Repräsentation von Frauen im Landtag, in Aus-
schüssen und den Parteien verbessere damit nicht nur die
Streit- und Debattenkultur sowie die generelle Gesprächs-
atmosphäre, sondern trage dazu bei den Politikstil im
Ganzen positiv zu verändern.

Abseits der aufgezeigten Wahrnehmungen wurden jedoch
auch Perspektiven vorgebracht, welche in der bestehen-
den parlamentar ischen Unter repräsentation kein

pr inzipiel les P roblem erkennen . Eine stärkere Beteili-
gung von Frauen in der Politik wird zwar auch hier als
wünschenswert angesehen, die Ursachen für eine fehlen-
de deskriptive Repräsentation werden jedoch in kulturel-

len und individuellen Variablen gesehen. Demokratische
Parteistrukturen werden dann nicht als für Frauen be-
nachteiligend oder diskriminierend angesehen, sondern
als grundlegende Voraussetzungen und Garanten für
gleichberechtigte Teilhabe: „Jeder, der hier mitmachen
möchte, egal ob Mann oder Frau, hat hier die gleichen
Chancen.“ Das Berufsbild der Politiker:in, Probleme bei
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie in Bezug auf
Rollenbilder, Kompetenzeinschätzung als auch Streit- und
Debattenkultur mögen das politische Engagement von
Frauen hier durchaus negativ beeinflussen. Da ein gleich-

berechtigter Zugang zur Politik sichergestellt ist, hängt
der Erfolg von Frauen innerhalb der Partei oder für den
Anteil weiblicher Mandatsträgerinnen allein von der
Qualif ikation („das Geschlecht ist für mich völlig egal”
bzw. „wer überzeugt mit seiner Arbeit, der wird von unse-
ren Mitgliedern [...] dann auch gewählt“) und vom indi-

viduellen Einsatz und Ehrgeiz ab: „Jeder der es möchte,
glaube ich, könnte sich stark machen.“ Für Frauen gelte es
demnach zunächst altes Denken und alte Rollenbilder
(„Frauen zuhause am Kochtopf, Männer in die Firma.“) zu
überwinden und Mädchen in ihrer Entwicklung zu stär-
ken (Selbstbewusstsein, Interesse an Politik). Da Frauen in
der Politik jedoch zunehmend Fortschritte gemacht ha-
ben (Anpassung an Leistungsdruck, kein Problem mit El-
lenbogenmentalität) bzw. weiter machen und gesell-
schaftlicher Wandel umgekehrt auch in Bereichen statt-
finde, „die vorher nur Frauen vorbehalten [waren]“, liege
es an den Frauen „endlich mal erwachsen [zu] werden [...].
Wenn sie darauf Lust und Laune haben, dann müssen sie
es halt tun.“

Für Frauen geht es nach wie vor um den Einsatz

für gleiche Rechte, gleichen Lohn, gleiche

Partizipation und gleiche Beteiligung an der

politischenWillensbildung.

Dagmar Kaselitz, SPD
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In Bezug auf die Unterrepräsentation von Frauen gestaltet
sich jedoch nicht nur die Problemwahrnehmung divers,
sondern auch die vorgebrachten Lösungsstrategien sind,
mit Blick auf die identifizierten Ursachen, vielfältig. Die
Studie zielt auch hier auf die subjektive Identifikation und
Einschätzungen jener Maßnahmen und Bereiche bzw. de-
ren Sinn und Zweck, die zur Behebung des bestehenden
Missverhältnisses in der deskriptiven Repräsentation
zwischen Männern und Frau geeignet scheinen. Dazu zäh-
len einerseits die bereits vorhandenen Strukturen und Me-
chanismen auf Parteiebene und andererseits weitere Maß-
nahmen und Initiativen, die aus individueller Sicht als
hilfreich angesehen werden, um das Engagement von
Frauen in der Politik zu fördern – wobei auch mit Blick auf
Landtags- und Kommunalebene nicht immer eine scharfe
Trennung möglich ist.

AusdemPatt insRemis:
Handlungsempfehlungen5

Als Ministerpräsidentin bin ich auch sehr stolz

darauf, dass unser Kabinett mit einer

Ministerpräsidentin und dann jeweils vier

Ministerinnen und Ministern wirklich paritätisch

besetzt ist [...] Frauen wollen es konkret. Die

wollen nicht so lange rumreden und sich

stundenlang auf die Schulter klopfen und

erzählen, wie toll wieder alle sind, sondern die

wollen sagen ,Das ist das Thema, wie gehen wir

damit um und was machen wir.'

Manuela Schwesig, SPD
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Da Unterrepräsentation im Kontext institutioneller Ursa-
chen vor allem als strukturelles Problem wahrgenommen
wird, das sich latent in Machtstrukturen und tiefenpsy-
chologischen Sozialisationsprozessen fortschreibt, wer-
den Quoten-Regeln auf Parteiebene als wirksame Maßnah-
men betrachtet, die hegemoniale Strukturen durchbre-
chen und Parität in diversen Bereichen der Parteiorganisa-
tion und -kultur herzustellen vermögen. Für Nominie-
rungsprozesse von Wahllisten kann dies eine einfache
Quotierung oder ein Reißverschlussprinzip beinhalten,
um „Frauen überhaupt die Möglichkeit ein[zu]räumen,
auf den Listen zu kandidieren“ bzw. „halbwegs gleiche
Ausgangsbedingungen“ zu schaffen. Auf die Schwierigkei-
ten bei der Vergabe von Direktmandaten wurde bereits
hingewiesen. Mögliche Lösungswege werden hier in ei-
nem Paritätsgesetz erkannt, das für eine Reform des Wahl-
rechtssystems ein Tandem-Modell für Direktmandate vor-
sieht. Nachteile werden jedoch in der damit verbundenen
Halbierung des Wahlkreise gesehen, da gerade in einem
Bundesland wie Mecklenburg-Vorpommern „die Fläche
nicht vertreten ist.“ Infrage stehen hier jedoch weiterhin
die „auf der Seite der Herren“ formulierten Bedenken hin-
sichtlich einer möglichen Verfassungskonformität. Dar-
über hinaus greifen entsprechende Maßnahmen bei der
innerparteilichen Organisation (Redelisten, horizontale
Quotierung oder Doppelbesetzung von Gremien und Pos-
ten etc.), wobei Quotierung hier nicht allein als Mittel zur

Erreichung von Parität verstanden wird, sondern als pro-
aktive Förderung: „Bei uns enden die Redner:innenlisten,
wenn keine Frau sich mehr meldet, dann kann auch kein
Mann mehr was sagen. Also müssen Männer am Ende ein
Interesse dran haben, dass möglichst viele Frauen auch
was zu sagen haben.“ Gleiches gilt für die Besetzung von
Wahllisten und die damit verbundene Suche und direkte
Ansprache von Kandidatinnen.

Zwar würden verbindliche Quoten- bzw. Paritätsregelun-
gen für alle Parteien, die an den Landtagswahlen teilneh-
men, der Unterrepräsentation von Frauen begegnen, je-
doch werden auch Vorbehalte gegenüber entsprechenden
Maßnahmen geäußert. Quoten werden hier als Problem
wahrgenommen, weil sie Prinzipien wie fachliche Quali-
fikation und Eignung ersetzen („man muss denjenigen
nehmen, der es im Moment auch am besten macht“) und
dementsprechend eigene Leistungen und eingebrachtes
Engagement entwerten: „Wir wollen ja nicht das Beistell-
Pony sein.“ Da eine Quote nicht den eigenen Willen erset-
zen kann, der für politisches Engagement nötig ist, könne
es vielmehr kontraproduktiv sein, Frauen, die sich Aufga-
ben momentan nicht gewachsen sehen, vorzuschieben.
Besser und vor allem nachhaltiger sei daher eine frühzeiti-
ge und langfristige Förderung: „Ich denke, alles, was auf
Druck funktioniert und nicht einfach entsteht, ist auf lan-
ge Sicht nicht haltbar.“ Als Instrument der Gleichstellung

MaßnahmenderParteien
QuoteundParität:MehroderwenigerpolitischeBewegungsfreiheit?



PolitischesDamengambit. EineKrise derRepräsentation inMV?62 |

wirken Quoten hier mitunter befremdlich, wenn
sie Interessen und Entscheidungen von Frau-
en im Zuge einer „Gleichmacherei“ ignorie-
ren. Zuletzt schreiben Befragte Quoten das
Potential zu abträglich zu wirken, weil Maß-
nahmen vielmehr zur generellen Ungleich-
behandlung beitragen bzw. spaltend wirken
und die Zusammenarbeit von Politiker:innen
negativ beeinflussen.

Abseits von Quoten- und Paritätsregeln
werden daher von den jeweiligen Par-
teien unterschiedliche Programme
und Initiativen verfolgt, die auf ver-
schiedenen Ebenen die Teilhabe von
Frauen an der Parteiarbeit zu fördern ver-
suchen. Beispielsweise über Zielvereinbarun-

gen zur Verbesserung der Bedingungen
für Frauen, Qualitätsgesetze und
Gleichstellungsstrategien, Arbeits-
gemeinschaften und -kreise für
Frauen, Parteischulen, Kommunal-
akademien und -netzwerke, Men-

toringprogramme, breite Beteili-
gungsprozesse sowie politische und

symbolische Wertschätzung (Interna-
tionaler Frauentag am 8. März als ge-

setzlicher Feiertag).



AusdemPatt insRemis: Handlungsempfehlungen 63|

Unter dem Fokus einer subjektiven Wahrnehmung von Ursachen und Problemen im Bereich der Unterrepräsentation
von Frauen in der Landespolitik Mecklenburg-Vorpommerns, sind es, abseits der Bewertung von bereits bestehenden
Maßnahmen auf Parteiebene, vor allem die individuellen Erfahrungen und daraus abgeleitete Lösungsvorschläge, die im
Rahmen dieser Studie einen hilfreichen Einblick geben sollen. Sie lassen sich in zwei übergeordneten Bereichen verorten
und zielen zum einen auf die bessere Ausschöpfung des eigenen parteipolitischen Kapitals und zum anderen darauf
neues zivilgesellschaf t liches Kapital zu erschließen.

PersönlicheMaßnahmen

AusschöpfungdesparteipolitischenKapitals

NETZWERKE

Prinzipiell werden politische Netzwerke als essentieller Zu-
gang zur Politik bzw. als Voraussetzung für eine erfolgrei-
che Karriere innerhalb einer Partei verstanden. Der Aufbau
von Kontakten und „persönlichen Verbindungen, die Leu-
te dann haben, die sie mitbringen in den politischen
Raum und mit denen sie sich dann gegenseitig stützen“,
scheint für die Männer selbst oft natürlich gewachsen.
Frauen erschwert sich dadurch jedoch teilweise der Zu-
gang zu entsprechenden Strukturen bzw. diese wirken nur
wenig einladend. Gerade deshalb besteht für Frauen je-
doch grundlegender Verbesserungsbedarf im Aufbau

eigener Netzwerke : Für Frauen ist es wichtig „im Networ-
king den Männern in nichts nachzustehen. Und das ist,
was wir versuchen unseren jungen Frauen, die in die Poli-
tik gehen, immer gleich beizubringen; sie darin zu bestär-

ken: knüpft Netzwerke!“ Parteiinterne, speziell weibli-

che Netzwerke schaffen demnach Räume, in denen sich
Frauen erproben und ausprobieren, gegenseitig fördern
und unterstützen und letztendlich auch für Herausforde-
rungen ermutigen können: „Frauen untereinander müs-
sen sich zusammenfinden und wir müssen vermeiden,
dass wir ab einem gewissen Punkt nur noch an uns selber
denken.“ Das Bewusstsein für derartige Vernetzungsmög-
lichkeiten, die eben kein Eingeständnis des individuellen
Scheiterns, sondern die Einsicht einer Notwendigkeit als
Gegenpol zu Männergruppen und -netzwerken darstellen,
wird jedoch nicht nur für die eigene Partei, sondern
generell im politischen Raum und damit auch über

Parteigrenzen hinweg adressiert: „Ich finde das gut, dass
wir auch mal außerhalb eines Plenums miteinander ins
Gespräch kommen, und zwar auf die Art und Weise, wie
Frauen halt miteinander sprechen.“
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MENTOR:INNENPROGRAMME

Da eng verbunden mit Aspekten des Netzwerkens, wird
auch Mentoring als essentieller Beitrag zur Förderung von
Frauen in Politik und Partei erkannt. Zwar stellt auch letz-
teres hier kein neues, sondern ein eher altbewährtes In-
strument dar, gerade aufgrund von Konkurrenzsituatio-
nen innerhalb der Partei, wird Mentoring jedoch oft „total
vergessen, da wir dann selber abweisend werden und nicht
mehr auf andere Frauen eingehen, die vielleicht Fragen
haben.“ Ein grundlegendes Problem für die Aufnahme von
persönlichen Beziehungen, in denen Mentees von den
Einblicken, dem Wissen, den Erfahrungen, Kontakten und
evtl. auch dem „Sponsoring“ (der Förderung der nächsten
Generation) ihres Mentors bzw. ihrer Mentorin profitie-
ren, stellt die Bereitschaft letzterer bzw. die Organisation
entsprechender Programme dar: „Das ist ja der ausschlag-
gebende Punkt, dass man sie da erst mal findet“ und es
nicht vom „Zufall abhängt, wann eine Frau mal solche
Leute trifft.“ Entsprechende Strukturen sind innerhalb der
Parteien entweder nicht vorhanden, nicht ausreichend
ausgebaut oder werden von Frauen nicht wahrgenom-
men, wodurch gerade junge, weibliche Parteimitglieder
oft nicht gut integriert und eingebunden werden. Diesbe-
züglich wird jedoch auch betont, dass sich persönliche Be-
ziehungen zu erfahrenen Politiker:innen eben oft selbst
und aufgrund von gegenseitiger Sympathie ergeben, wes-
halb sie sich im Zweifel nicht verordnen, künstlich herstel-
len oder erzwingen lassen: „Fakt ist, jeder braucht jeman-

den, den er mal außerhalb seiner eigenen Blase fragen
kann. Das ist wichtig und es ist gut, das reflektieren zu kön-
nen, aber bitte kein verordnetes Mentoring-Programm.“

VORBILDER

Mit der Betonung der Rolle des Mentors bzw. der Mentorin
wird weiterhin deutlich, dass gerade die Sichtbarkeit von
Vorbildern bzw. das Sichtbarmachen ihrer Erfolge und
damit die Wertschätzung von Frauen in der Politik, dazu
ermutigt, sich selbst stärker zu engagieren: „Ich glaube,
dass das schwellenmindernd auf andere Frauen wirken
kann.“ Vorbildwirkungen können sich einerseits hinsicht-
lich von Karrierechancen und Leitungsfunktionen inner-
halb der Parteien entfalten, um zu zeigen, dass es selbstver-
ständlich ist, dass Frauen Verantwortung übernehmen
und dieser gerecht werden. Ziel sollte es hier jedoch nicht
sein, nur die positiven Seiten oder das „heroische Bild ei-
ner immer starken Politikerin“ zu zeichnen. Vielmehr
muss man „einfach Vorbild sein und wirklich auch zeigen,
dass es irgendwie geht“ bzw. „hier ist jemand, die macht
das und die kriegt das auch hin.“ Dies gilt andererseits be-
sonders für Fragen der Vereinbarkeit von Familie und Poli-
tik. Gerade, weil sich die Verbindung von Familien- und
Berufsleben für die Befragten als zentral darstellt, werden
role models gebraucht, die zeigen, dass man als Frau „ein
tolles Amt mit Familie verbinden kann“ bzw. es möglich
ist, „beides zu haben, Familie und Beruf und beides auch
verantwortlich auszufüllen.“
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Da es vor allem der zeitentgrenzende Aspekt des Berufsbil-
des „Politiker:in“ ist, der jene Aussichten oft trübt bzw. mit
dazu beiträgt, dass nur wenige Vorbilder in diesem Kontext
sichtbar sind, werden grundsätzliche Veränderungen

an den Organisationsstrukturen gefordert. Damit ver-
bunden wird mitunter ein Umdenken im Sinne eines
realistischen Anspruchs an Politiker:innen : „Den Job
machen zu können […] heißt halt nicht, dass ich 24 Stun-
den am Tag 365 Tage im Jahr erreichbar sein muss, weil das
kann kein Mensch durchhalten.“

Eine erfolgreiche Verbindung von Familie und Beruf kann
nicht darauf beruhen, dass man die grundlegenden Ein-
schränkungen in der Familie hinnehmen muss, „sondern
eher, dass man wirklich mit der Arbeitszeit anders umgeht
bei Menschen.“ Sitzungszeiten bis in die Nacht stellen
demnach vor allem ein Problem für die Arbeit an komple-
xen Problemen dar: „Das hat gar nichts mit Familie zu tun,
das hat was mit meiner Auffassungsgabe zu tun. Weil, der
Tag ist irgendwann vorbei.“ Dies gilt sodann auch für Vor-
stellungen eines modernen Bildes von Führung und

Leistung , welches nicht länger darauf basieren kann, dass
ein Mann „16 Stunden am Tag arbeitet und der kann das
auch, weil die Frau hält ihm den Rücken frei“, während
eine Frau die gleiche Arbeit „halt in den 8 Stunden fertig
kriegen“ muss.

Arbeitnehmer:innen- bzw. familienfreundliche Politik
sollte, zusammen mit den Arbeitszeiten , auch die
Bedürfnisse von Frauen im Blick haben: „Auch hier
müssen wir selber viel, viel verbessern, was die Zeiten, die
Abläufe betrifft, damit wir überzeugend sind und sagen:
Mensch, dann schaffe ich ja beides.“ Dies gilt nicht nur für
Organisation und Planung von Sitzungen. Auf die Bedürf-
nisse von Frauen Rücksicht zu nehmen, beinhaltet hier
beispielsweise auch eine stärkere Sitzungsdisziplin :
„Die Zeit ist Frauen oftmals viel zu schade, da jetzt alles
noch fünfmal zu wiederholen, was bereits gesagt wurde.
Und da finde ich, müssen wir drüber reden.“

Besonders prekär werden diese Probleme vor allem auf
kommunaler Ebene, wenn ehrenamtliche Betätigung in
der abendlichen Freizeit, geographische Entfernung im
Flächenland MV und fehlende Betreuungsangebote zu-
sammenfallen und damit gerade unter Frauen für hohe
Hemmschwellen sorgen. Eine prinzipielle Verständigung
über „anständige“ bzw. flexible Sitzungszeiten

scheint hier die grundlegendste Voraussetzung zu sein,
um Frauen ein politisches Engagement zu ermöglichen.
Erst wenn alle Aspekte zusammengebracht werden, kön-
nen darüber hinaus hybr ide Arbeits- und digitale Sit-

zungsformen , wie sie mittlerweile auf Landes- als auch
Kommunalebene gang und gäbe sind und in Zukunft

Familien- undPrivatlebenenpassant?BessereVereinbarkeit vonFamilie undBeruf:
ZeitmanagementmitRücksicht aufFamilie undBeruf
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hoffentlich erhalten bzw. ausgebaut werden, das Zeitma-
nagement und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
wirklich verbessern.

BETREUUNGSANGEBOTE

Da sich die Entgrenzung zwischen Politik, Familie und
Ehrenamt nur bis zu einem gewissen Grad aufheben lässt,
bleiben die Verfügbarkeit bzw. der Ausbau von Be-

treuungsangeboten während der Arbeitszeit und darüber
hinaus die Unterstützung im Privaten ein zentraler Bau-
stein für politisches Engagement. Dies gilt zumindest auf
hauptberuflicher Ebene für Politiker:innen im Landtag so-
wie für alle Institutionen (Verwaltung, Ministerien etc.),
die Gesetze und Beschlüsse umsetzen müssen, „am Tropf
des Landtages hängen“ und dadurch selbst Schwierigkei-
ten haben Erwerbs- und Familienleben in Einklang zu
bringen. Für die kommunale Ebene wird dagegen ein
grundlegenderer Konflikt erkannt: selbst, „wenn wir da
Betreuungsangebote organisieren würden, wer schleppt
sein Kind schon abends um 17 Uhr mit zum Kreistag,
wenn man da um 22 Uhr fertig ist?!“

Verbesserungen werden zudem darin erkannt, dass die Po-
litik ihren eigenen Vorgaben hinsichtlich eines An-

spruchs auf Elternzeit bzw. der Durchsetzung des Mut-
terschutzes für Mandatsträger:innen gerecht werden
muss.

SELF-(CARE-)MANAGEMENT

Gegenüber kommunizierten Wahrnehmungen einer Un-
vereinbarkeit von Familie und politischem Engagement
als Ursache für die Unterrepräsentation von Frauen beto-
nen andere Perspektiven die Notwendigkeit einer besse-

ren Selbstorganisation . Dieses bezieht sich einerseits auf
die erfolgreiche Verbindung beider Welten: „Man kriegt ja
so einen Landtagsplan auch nicht erst morgens. Zum Bei-
spiel bin ich Mittwoch bis Freitag komplett in Schwerin
diese Woche, also habe ich mir eine Nanny organisiert.
Also es ist einfach eine Frage der Organisation.“ Positive
Beispiele, die den „Spagat zwischen Familie und Beruf hin-
kriegen“, legen demnach nahe, dass Möglichkeiten der
Vereinbarkeit kein Ausschlusskriterium für politisches En-
gagement, sondern prinzipiell handhabbar und von der
eigenen Motivation und Ehrgeiz abhängig sind. Diese set-
zen jedoch oft das Vorhandensein von materiellen wie fa-
miliären Ressourcen voraus: „Du brauchst unfassbar viel
Hilfe. Alle müssen das unterstützen.“

Andererseits beziehen sich Aspekte des besseren Self-

Care-Managements auch auf die Organisation der kon-
kreten Arbeitszeit sowie der eigenen politischen Agenda:
„Sei gut zu dir, teil deine Zeit gut ein, guck, was du schaffst,
setz Prioritäten.“ Nach dem Motto „Jeder macht, soviel er
kann und was er im Moment gerade kann“, muss die vor-
handene Zeit demnach die Grenzen des politischen Enga-
gements bestimmen und nicht umgekehrt; wobei sich ers-
tere mit unterschiedlichen Lebensphasen und -situatio-
nen ändert.
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NeueszivilgesellschaftlichesPotential
Niedrigschwelliger undprojektbezogenerEinstiegauf kommunalerEbene

Wie bereits aus den Biographien der Mandatsträgerinnen
hervorgegangen ist, stellt die Kommunalpolitik einen zen-
tralen Ankerpunkt für die Rekrutierung des Parteinach-
wuchses dar. Da „dem Zugang zu Politik und zum Politik-
machen, nicht zum Politischsein“ momentan jedoch auf
Ebene der Gemeinden keine guten Voraussetzungen attes-
tiert werden, obliegt es den Parteien „hier den Mitgliedern
wieder zu mehr Aktivitäten zu verhelfen.“ Gerade weil
während der letzten beiden Jahre der COVID-19-Pande-
mie, aufgrund von Kontakt- und Veranstaltungsbeschrän-

kungen, im Bereich der kommunalen Parteiarbeit viel ein-
geschlafen sei, würden Angebote benötigt, die eine
persönliche und direkte Ansprache ermöglichen:
„Politik ist auch viel reden, aber ich glaube, die Beteili-
gungsformen müssten aktiver sein.“ Vor allem die (Mit-)
Arbeit an niedr igschwelligen Sachthemen , die mit der
eigenen Lebenssituation zu tun haben und sich vor Ort
abspielen (bspw. Kitabedarfsplanung), würden den Ein-
stieg in politisches Engagement daher erleichtern: „Das
fängt beim Spielplatz an, so unter dem Motto, wie soll der
jetzt gestaltet werden und nicht mit einer Streitfrage son-
dergleichen.“ Nur wenn es gelinge, Frauen thematisch
mehr abzuholen, sei es daher möglich, sie für „längerfristi-
ge kommunalpolitische Aktivitäten oder politische Akti-
vitäten zu gewinnen.“ Um den Zugang in der Breite zu er-
leichtern, helfe es zu Beginn, wenn überparteil iches,

projektbezogene Engagement im eigenen Umfeld im
Vordergrund stehe und nicht unmittelbare Versuche der
Parteibindung. Gerade für letztere wird problematisiert,
dass diese durchaus zur schnellen Überforderung zeitli-
cher Ressourcen und damit zum Rückzug von eigentlich
Interessierten führe, „gerade wenn sie eben jung sind und
Familienarbeit noch nebenbei haben.“

Sehr hilfreich ist die Unterstützung und der

Austausch mit erfahrenen Politikerinnen.

Vorbilder sind sehr wichtig und geben auch vielen

Mädchen und jungen Frauen den Mut, offen ihre

Meinung zu sagen und politisch aktiv zu werden.

Birgit Hesse, SPD
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Damit sei die konkrete kommunale Parteiarbeit aber auf
attraktivere, flexiblere und zeitökonomischere For-

men des politischen Aktivseins angewiesen. Vor allem,
um Frauen bzw. Familien besser einzubinden, müssen An-
gebote geschaffen werden, die für alle (digital) erreichbar
sind (mit Zeitersparnis oder parallel zur Care-Arbeit) oder
es ermöglichen zu sagen: „Bringt eure Familien mit!“ Ge-
genüber den bekannten abendlichen Treffen des Ortsver-

eins und drögen Sitzungsmarathons, könnte die Arbeit in
der Gemeinde auch am Wochenende stattfinden, „Sams-
tagvormittag, zwei Stunden kurz knackig mit Kinderbe-
treuung, wo die ganze Familie vielleicht mitkommt“ und
mit Freizeitgestaltung verbunden werden: „Die in der Ge-
meindevertretung [...] machen schnell ihre Beratung und
dann verbinden wir das Familiäre mit der Politik in der
Gemeinde“.

Eine besondere Rolle und Verantwortung bezüglich der
Förderung von politischem Engagement wird den Partei-
en hier mitunter im Bereich der Jugendarbeit zugeschrie-
ben. Dies gilt nicht nur, wie oben, für die Entwicklung
neuer Formate (Girls Day, Besuche, Einladungen, Praktika
und Sommerjobs im Landtag und in der Gemeinde etc.),
sondern ganz allgemein für die (finanzielle) Förderung

von Strukturen guter Jugendarbeit .

Um die „Hürde abzubauen, dass Politik so ein Fremdkör-
per ist, der ja auch, aufgrund gesellschaftlicher Ereignisse,
oft in der Kritik steht“, werden weiterhin verstärkte An-
strengungen im Bereich der (schulischen) politischen

Bildung gefordert. Auf Grundlage des notwendigen per-
sönlichen Engagements von Politiker:innen bezüglich

eines regelmäßigen Austauschs zwischen Politik und Ju-
gend, werden Maßnahmen vorgebracht, die sich vom Ele-
mentarbereich über den schulischen bis in den außer-
schulischen Bereich (Vereinsleben) erstrecken. Mit Blick
auf kulturelle Ursachen für die Unterrepräsentation von
Frauen werden hier Weiterbildungsmaßnahmen von Er-
zieher:innen und Lehrer:innen vorgeschlagen, um bereits
gleichberechtigte Frauen- bzw. Rollenbilder sowie demo-
kratische Werte zu vermitteln. Bildungskonzeptionen
sollten diesbezüglich nicht nur weibliche, sondern auch
migrantische Perspektiven miteinbeziehen, um ein Be-
wusstsein dafür zu schaffen, dass durch politisches Enga-
gement die Dinge in unserer Gesellschaft verändert wer-
den können.

NeueFormateundFormenderParteiarbeit

Jugendarbeit undPolitischeBildung
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Ein direkter Übertrag ergibt sich auch hier mit Blick auf die
Rolle der Öffentlichkeitsarbeit bzw. der eigenen Außenwir-
kung: „Wir haben da noch einen großen Aufholbedarf in
dieser Darstellung der Arbeit.“ Werbung für politisches En-
gagement sei demnach nur schwer über Berichte von „drö-
gen Sitzungen“, „starre Tagesordnungen“ und „Paragra-
phen“ zu wecken. Um neugierig zu machen, müssen viel-
mehr jene Aspekte der politischen Arbeit abgebildet wer-
den, die den lebendigen, ungezwungenen demokrati-
schen Austausch und damit das eigene Selbstverständnis
von Politik transportieren.

Im Rahmen sozialer Medien können Politikerinnen dann
nicht nur Vorbilder innerhalb der Partei sein, sondern als
„Influencerinnen“ gerade jüngeren Menschen einen allge-
meineren Einblick in ihren politischen Alltag geben: „Und
ich glaube, das macht ganz viel aus. Also wenn Frauen dar-
über selber erzählen, wie ihr Tag ist, wie ihre Arbeit ist, was
auch ganz ätzend war an dem Tag oder schwierig oder was
sie anders machen würden.“ Ebenso dargelegt wurde dies-
bezüglich jedoch auch das Problem sexistischer Anfein-
dungen auf solchen Plattformen, weshalb Politikerinnen
dort nicht präsent sein können oder wollen.

Nicht nur der Einstieg in die Politik auf kommunaler und
Landtagsebene hängt demnach von vielen Faktoren ab,
sondern auch die generelle Aufrechterhaltung von politi-
schem Engagement. Mitunter essentiell sind daher positi-
ve Erfahrungen, die Politiker:innen im Laufe ihrer Karriere
bzw. in speziellen Phasen oder bei Ereignissen machen.
Formen der Unterstützung und des Zuspruchs scheinen
hier zentral und beziehen sich einerseits auf das familiäre

und direkte Umfeld (Bekanntenkreis, Freunde, Verwand-
te, Nachbarschaft, Menschen vor Ort etc.) sowie anderer-
seits auf die eigene Partei bzw. über die Parteien hin-

weg . Innerhalb der Parteien sind es neben der Bestätigung,
Wertschätzung und Ermutigung für das politische Enga-
gement durch die Basis bzw. das eigene Team, vor allem
Aspekte der Förderung (Mentoring und Sponsoring) durch

erfahrene, männliche wie weibliche Parteimitglieder.
Dennoch wird auch hier die Bedeutung weiblicher Netz-
werke betont, die nicht nur inhaltlich und strukturell,
sondern mental und kulturell als besonders hilfreich
wahrgenommen werden.

Bestimmte Dinge, die aus der Sicht von Frauen

betrachtet werden müssen, ergeben sich einfach

aus der täglichen Erfahrung heraus. Diese gehen

ein Stück weit verloren, wenn Frauen sie eben

nicht gleichberechtigt mit einbringen können.

Elke-Annette Schmidt, DIE LINKE

Öffentlichkeitsarbeit

PositiveErfahrungen:UnterstützungundWertschätzung
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AbspannundBilanz6
„Das einzig Ungewöhnliche an ihr ist ihr Geschlecht, und auch

das ist in Russland keine Seltenheit. Da wäre Nona

Gaprindaschwili, aber sie ist als weiblicheWeltmeisterin nie

gegen Männer angetreten.“

Das Damengambit, Netflix-Serie Staffel 1 Episode 7 / 2020.

Beth wächst vom lokalen Phänomen zu einer der besten
Schachspielerinnen des Landes heran. Im Verlauf von
Buch und Serie wird sie adoptiert, betritt zunächst die
(Schein-)Welt der US-amerikanischen Vorstädte der
1950er und 1960er Jahre und später die des kompetitiven
Männerschachs. Im Kampf um den Weltmeister:innenti-
tel fordert sie in Moskau den sowjetischen Großmeister
Vasily Borgov mit dem Damengambit heraus. Als das Spiel,
wie damals üblich, nach 40 Zügen unterbrochen und ver-
tagt werden muss, bieten sich Beth männliche Wegbeglei-
ter und ehemalige Konkurrenten als Sekundanten zur ge-

meinsamen Analyse der Hängepartie an. Tags darauf ge-
winnt Beth in der Fortsetzung nicht nur das Spiel, sondern
zahlreiche neue Fans und vor allem die Anerkennung Bor-
govs sowie der männlichen Schachwelt. Letztendlich
bringt sie jedoch nicht das Bauernopfer in die Sieger:in-
nenspur, sondern die Unterstützung ihrer Konkurrenten.
Damit wird nicht nur die schachtheoretische Auflösung
eingeholt, dass das Bauernopfer im Damengambit eigent-
lich kein solches ist, weil der verlorene Bauer, wenn ge-
wünscht, zurückgewonnen werden kann, sondern auch
die Einsicht, dass Schach nicht als ultimativer Konflikt
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zweier verfeindeter Parteien oder Spieler:innen gedacht
werden muss. Wie Politik, bleibt Schach dann vielmehr
Kommunikation und gegenseitige Anerkennung im Rah-
men eines regelgeleiteten Wettbewerbes, in welchem abso-
lute Gewinne oder allgemein Kategorien von Gewinnen
und Verlieren nicht das übergeordnete Ziel darstellen müs-
sen.

Ähnliches gilt auch für die Herausforderung einer nach
wie vor bestehenden weiblichen Unterrepräsentation
von Frauen in den (Landes-)Parlamenten. Die Suche
nach Möglichkeiten, eine bessere – formale, in-
haltliche, deskriptive und/oder symbolische – Re-
präsentation von Frauen zu gewährleisten, sollte
hier nicht als Angriff auf Positionen, Ämter, Lis-
tenplätze und Mandate „der Männer“ verstanden
werden, sondern als Möglichkeit, den Forderungen
einer liberalen Demokratie, in der plurale Perspekti-
ven, Lebensweisen und Interessen gleichberechtig
nebeneinanderstehen, gerecht zu werden. Die im
Rahmen der Studie herausgearbeiteten Ursachen
und Problemwahrnehmungen, legen dies inso-
fern nahe, als dass rein formale Argumente einer
Spiegelbildfunktion des Landtages für die Gesell-
schaft, grundsätzlich um inhaltliche Argumente
und kulturelle Argumente ergänzt werden. Eine ausge-
glichenere Abbildung der Gesamtheit verspricht nicht per
se eine „bessere“ Repräsentation von Frauen bzw. weibli-
cher Interessen, sondern vor allem bessere Politikergebnis-
se für die Gesellschaft an sich. Erstens, weil durch gleich-
berechtigte weibliche Perspektiven die Identifikation von
gesellschaftlichen Problemen und damit verbundenen Lö-

sungsansätzen inhaltlich geweitet wird. Und zweitens,
weil sich aus kultureller Perspektive, Politikprozesse
(bspw. Streit-, Debatten- und Parteikulturen) durch eine
stärkere weibliche Beteiligung, vor allem aber durch Aner-
kennung und ein konstruktives Miteinander, zum Besse-
ren verändern lassen.

Die im Rahmen der Interviews herausgearbeiteten subjek-
tiven Handlungsempfehlungen der Mandatsträger:in-
nen (siehe Infobox 5) spiegeln dementsprechend

Maßnahmen wider, welche einerseits der bestehen-
den Unterrepräsentation von Frauen im Landes-
parlament begegnen wollen und andererseits die
Attraktivität politischen Engagements verbes-
sern und – gerade jungen Frauen – den Einstieg in

die Politik, auf Landes- wie Kommunalebene er-
leichtern sollen. Zwar existieren gerade bezüglich

der Fragen der Notwendigkeit verpflichtender Quo-
ten- und Paritätsregelungen durchaus divergierende

Wahrnehmungen, darüber hinaus finden sich mit
Blick auf die (Um-)Gestaltung und Erschließung

bisher ungenutzter Potentiale jedoch mannig-
faltige Handlungsempfehlungen, die von der
(Landes-)Parteiebene über die Zivilgesellschaft
bis ins Private reichen.

Damit wird jedoch auch klar, dass das oft gebetsmühlenar-
tig wiederholte Mantra, dass in Fragen der Gleichstellung
und gleichberechtigen Teilhabe von Frauen in der Politik
(wahlweise zu ersetzen durch Gesellschaft oder Wirt-
schaft) bereits viel erreicht worden sei, nur in Teilen zu-
treffend ist. Es sind gerade strukturelle und kulturelle,
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innerparteiliche wie gesellschaftliche Hemmnisse, die
deutlich machen, dass sich weitere positive Entwicklun-
gen im Bereich der weiblichen Repräsentation in der Poli-
tik eben nicht wie von selbst – oder mit nur ausreichend
Geduld – einfach einstellen. Diese bedürfen jedoch nicht
nur des Willens und des Engagements der Frauen, sondern
auch eines Interesses der Männer, weibliche Perspektiven
stärker in den öffentlichen Willensbildungs- und (par-
tei-)politischen Entscheidungsprozess einzubinden. Nur

wenn plurale Lebensentwürfe und Weltbilder nebenein-
ander gleichberechtigt Eingang in diesen Prozess finden,
kommt eine liberal-repräsentative Demokratie dem Ideal
näher, Politik tatsächlich im Interesse aller zu machen.
Auch in Mecklenburg-Vorpommern wird der „Weltfrauen-
tag“ am 8. März daher in Zukunft weniger ein Tag zum Fei-
ern des bereits Erreichten sein, sondern ein Aktionstag für
weiterhin bestehende Herausforderungen bleiben.

SubjektiveHandlungsempfehlungenauf einenBlick

Politik- undParteistrukturen:

■ Quote als notwendigeVoraussetzung für Veränderung

• sofortige, gleichberechtigeRepräsentation undPartizipation

• ermöglichtWandel in Bezug auf Parteipositionen, -struktur, -prozesse und -kultur

■ Quote als ineffektives bzw. kontraproduktives Instrument

• beschränkt die Auswahl der ambesten geeignetenRepräsentant:innen

• ersetzt nicht intrinsischmotivierte und fachlicheQualifikation

ParteipolitischesKapital:

■ UnterstützungbeimAufbau eigenerNetzwerke

• allgemein in Bezug auf parteiinterne/-externeNetzwerke

• spezifisch in Bezug aufweiblicheNetzwerke

■ Ausbau vonMentor:innenprogrammen (Freiwilligkeit)

■ Sichtbarkeit vonweiblichenVorbildern
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Vereinbarkeit vonFamilie undBeruf:

■ GrundsätzlicheVeränderung andenOrganisationsstrukturen von „Politik als Beruf“

• modernesBild von Frauen, Führung undLeistung

• familienfreundlicheSitzungszeiten undSitzungsdisziplin

• hybride unddigitale Arbeits- undSitzungsformen

■ VerbesserteBetreuungsangebote

• Ausbau bzw. generell Verfügbarkeit vonBetreuungsangeboten (außerhalb der Familie)

• Umsetzung desAnspruchs auf Elternzeit bzw. Einhaltung vonMutterschutz für Politiker:innen

(Mandatsvertretung)

■ Self-(Care-)Management

• bessereSelbstorganisation undRessourceneinteilung

• notwendigeSelbstbeschränkung

ZivilgesellschaftlichesPotential:

■ Niedrigschwelliger Einstieg auf kommunaler Ebene

• persönliche unddirekteAnsprache

• überparteiliche, projektbezogene und zeitlich begrenzte Einbindung über Sachthemen

■ NeueFormate undFormender Parteiarbeit

• attraktivere, flexiblere und zeitökonomischere Formendes politischenAktivseins

■ Jugendarbeit undpolitischeBildung

• bessere (finanzielle) Förderung vonStrukturen guter Jugendarbeit

• Ausbau (außer-)schulischer politischer (Weiter-)Bildung

■ Öffentlichkeitsarbeit

• Darstellung derAußenwirkung vonPolitik undBeruf der Politiker:in

• Ausbau vonKompetenzen imBereich sozialerMedien (Chancen,Gefahren)

■ Wertschätzung undAnerkennung

• positive Erfahrung schaffendurchZuspruch vonParteikreisen, Familie und direktemUmfeld
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Förderer undAutor:innenderStudie

Friedrich-Ebert-StiftungMecklenburg-Vorpommern (FESMV)

Die FES verkörpert die älteste politische Stiftung Deutschlands, benannt nach Friedrich Ebert, dem ersten demokratisch
gewählten Reichspräsidenten. Als parteinahe Stiftung orientieren sich ihre Arbeit an den Grundwerten der Sozialen
Demokratie: Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität. Zu den zentralen Aufgaben des seit 1991 existierenden Landesbüros
Mecklenburg-Vorpommern gehören unter anderem die Organisation politischer Bildung, Durchführung von Veranstal-
tungen zur politischen und gesellschaftlichen Bildung von Menschen aus allen Lebensbereichen in demokratischem
Geist, Förderung des Dialogs zwischen den gesellschaftlichen Gruppen sowie Unterstützung wissenschaftlicher Projekte.

Zentrum fürEurasisch-RussländischeStudien (ZEUS) anderUniversitätRostock

Beim ZEUS handelt es sich um eine interdisziplinäre, universitätsweite Forschungs- und Beratungseinrichtung, welche
von der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät in Kooperation mit dem Rektorat der Universität Rostock
sowie dem Rostock International House getragen und als Institut dem Institut für Politik- und Verwaltungswissenschaften
zugeordnet wird. Das vorrangige Ziel des ZEUS besteht darin, den multilateralen Austausch von Studierenden sowie
akademischen und nicht-akademischen Mitarbeitenden im eurasischen Raum zu intensivieren. Daran anknüpfend wer-
den gemeinsame Schwerpunkte in der Lehre und Forschung bearbeitet, welche sich besonders eignen, um die wissen-
schaftliche, wirtschaftliche, kulturelle und gesellschaftliche Entwicklung zwischen allen beteiligten Partner:innen vor-
anzubringen.

MecklenburgerAnStiftung (MAS)

Seit ihrer Gründung 2005 ist die MAS eine gemeinnützige Stiftung, die zu unterschiedlichen Initiativen anstiften und
Menschen dafür begeistern möchte. Dabei ist die Stiftung allerdings weder auf den Landesteil Mecklenburg noch das
Bundesland Mecklenburg-Vorpommern begrenzt. Mecklenburger AnStifter bringen ihre Erfahrungen, Netzwerke und
Ideen ein, um Themen und Vorhaben aus den Bereichen Bildung und Erziehung, Wissenschaft und Forschung, Kunst und
Kultur, Förderung von Benachteiligten und Bedürftigen, Umwelt, Landschafts- und Denkmalschutz, Brauchtum und
Heimatpflege sowie Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zu gestalten.
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DieAutor:innen

Dr. Ludmila Lutz-Auras ist seit 2007 wissenschaftliche Mitarbeiterin am
Lehrstuhl für Internationale Politik und Entwicklungszusammenarbeit an
der Universität Rostock. 2020 war sie Mitgründerin des Zentrums für Eura-
sisch-Russländische Studien (ZEUS), als dessen Sprecherin sie
aktuell agiert. Schwerpunkte ihrer Forschung liegen unter anderem in der
Energiesicherheit im Ostseeraum und der Geschichte, Kultur, den Regie-
rungssystemen sowie der Außenpolitik in den Transformationsländern Ost-
europas. Darüber hinaus befasst sie sich mit den Thematiken Region und
Regionalisierung im postsowjetischen Raum, Migration und der Rolle der
Frauen in der Politik. Ehrenamtlich engagiert sie sich als Vorstandsvorsitzen-
de der Mecklenburgern AnStiftung, in der sie die Verantwortung für das
Schulprojekt „WarmUp! Jugendkultur für Demokratie“ trägt.

Dr. Dennis Bastian Rudolf studierte Politikwissenschaft sowie Neuere
und Neueste Geschichte an der Eberhard Karls Universität in Tübingen und
ist seit 2017 wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Politische Theo-
rie und Ideengeschichte der Universität Rostock. Seine Forschungsschwer-
punkte liegen im Bereich der Demokratietheorie, u. a mit Fokus auf das Ver-
ständnis digitaler Technik zur Lösung einer Krise der Demokratie und patho-
logischen Effekten gesellschaftlicher Identitätskonflikte. Von November
2021 bis August 2022 forschte er als Postdoc-Fellow der Japanese Society for
the Promotion of Science an der International Christian University in Tokyo,
Mitaka zum Vergleich politischen Denkens zwischen Japan und Europa.
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Washabenein strategischesBrettspiel und (Landes-)Parlamente

gemeinsam?Sind es die vermeintlich gegnerischenParteien, die clevere

(Spiel-)Züge austragen, bei denenBauernopfer an der Tagesordnung sind?

Während sich imSchachWeiß undSchwarz derHerausforderung einer

Partie stellen, treten in Parlamenten, losgelöst vonder Parteienlandschaft,

Frauen undMänner an.

ZumerstenMalwird der StandderRepräsentation vonFrauen in der

LandespolitikMecklenburg-Vorpommernswissenschaftlich unter die Lupe

genommen. Auf derBasis qualitativer InterviewsmitMandatsträgerinnen

habendieVerfasser:innenderStudie herausgearbeitet, inwiefern bereits

Fortschritte hinsichtlich eines ausgeglichenerenAbbilds derGesamtheit der

Gesellschaft innerhalb des Landtages erkennbarwerden undwoeher

Stagnation herrscht. Denn nur eineAusgewogenheit vonweiblichen und

männlichenPerspektiven vermageinerseits die Identifikation von

gesellschaftlichenProblemenunddamit verbundenenLösungsansätzen

inhaltlich zuweiten. Zudemverändern eine stärkereweiblicheBeteiligung,

vor allemaber ein konstruktivesMiteinander, Politikprozesse zumBesseren.

Sowohl Schach als auchPolitik leben vonKommunikation undgegenseitiger

Anerkennung imRahmeneines regelgeleitetenWettbewerbes, inwelchem

absoluteGewinneoder allgemeinKategorien vonGewinnen undVerlieren

nicht das übergeordneteZiel darstellenmüssen.
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